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We are (the) 
Revolution

Die Zeitung, die du in deinen Hän-
den hältst, wird regelmäßig von einer 
Gruppe von Jugendlichen herausge-
bracht. Diese Gruppe nennt sich genau 
wie die Zeitung – REVOLUTION. Wir 
sind eine internationale kommunisti-
sche Jugendorganisation,  die enga-
gierte Jugendliche auf zwei Kontinen-
ten organisiert. 

Wir haben ein gemeinsames Pro-
gramm, das wir uns selbst erarbeitet 
haben. Wir sind offen für jede Diskus-
sion, aber wir stehen geschlossen hin-
ter unseren Aktionen. Wie unser Name 
sagt, sind wir für die Revolution, für 
den Kommunismus. Eine gerechte und 
befreite Gesellschaft kann nur entste-
hen, indem der Kapitalismus von denen, 
die er unterdrückt, zerschlagen wird. 
Und der Kampf dafür beginnt jetzt, in 
konkreten Kämpfen, wie im Kampf der 
Refugees für volle Bürger_Innenrechte 
oder Seite an Seite mit Arbeiter_Innen 
aus aller Welt.

Wir haben wöchentliche Ortsgrup-
pentreffen (zurzeit online im Lives-
tream auf Instagram oder Facebook), 
auf denen wir gemeinsam diskutieren 
und Aktionen planen. Wir gehen auf 
Demonstrationen, unterstützen Streiks 
und bringen Flugblätter und eine Zei-
tung heraus, um neue Jugendliche und 
junge Arbeiter_Innen für unsere Ideen 
zu gewinnen. Wenn du unsere Ideen 
unterstützt, dann werde aktiv, organi-
siere dich gemeinsam mit uns!

Auch in dei-
ner Stadt
Berlin | Dresden | Dortmund | 
Fulda | Greifswald | Kassel | Leip-
zig | Hamburg| Stuttgart | Landau

I n h a l t

Hier in dieser Zeitung erfährst du 
nur einige Punkte und Positio-
nen unserer Politik. Sie basieren 
auf unserem Programm, wel-
ches unsere heutige Situation 
mit dem kampf um eine sozia-
listische Revolution verbindet. 
Allen Jugendlichen innerhalb 
der Sozialdemokratie, sowie in 
der radikalen Linken, wollen 
wir mit diesem Programm einen 
Diskussionsvorschlag bieten 
für den Aufbau einer tatsäch-
lich revolutionären, unabhängi-
gen Jugendorganisation - einer 
neuen Jugendinternationale. Wir 
fordern euch auf, es mit uns zu 
diskutieren und aktiv in die kom-
menden Auseinandersetzungen 
in der Krise zu tragen.
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Von Clara Roth
Seit einem Jahr hält die Pandemie die ganze Welt in Atem. 
Doch als ob nichts gewesen wäre, finden die Abschlussprü-
fungen dieses Jahr wieder wie gewohnt statt und zwar mit 
denselben hohen Anforderungen wie vor der Pandemie. Die 
Abiturient_Innen sollen schließlich „auch in diesem Jahr ein 
anerkanntes Abitur machen“, so Berlins Bildungssenatorin 
Scheeres. Eine hohle Ausrede zur Verteidigung einer diskri-
minierenden Schulpolitik:
Denn auch für Schüler_Innen stellt die Pandemie in Anbetra-
cht einer verfehlten Schulpolitik eine enorme Belastung dar. 
Der Online-Unterricht an deutschen Schulen bleibt bis heute 
eine einzige Katastrophe: Das sträfliche staatliche Versäumnis, 
rechtzeitig ein einheitliches und adäquates Home-School-
ing-Konzept zu entwickeln, fehlende Endgeräte, langsame 
Internetverbindungen, mangelhaft geschultes Lehrpersonal, 
fehlende psychische und soziale Betreuung und fehlende fi-
nanzielle Unterstützung der Schüler_Innen. Dass jedes vierte 
Kind kein funktionierendes Endgerät und/oder keine Inter-
netverbindung hat und, dass jedem siebten Kind ein ruhiger 
Ort zum Lernen fehlt, dass demzufolge das Benotungssystem 
in diesem Jahr Kinder aus einkommensschwachen Familien 
unfairer behandelt als je zuvor, scheint kein ausreichender Gr-
und für eine Aussetzung der diesjährigen Prüfungen zu sein. 
Noch schlimmer sieht es allerdings bei der unverantwortli-
chen Rückkehr zum Präsenzunterricht aus, auf den Schulen 
weder personell, technisch noch hygienisch vorbereitet sind. 
So handelt die Politik seit einem Jahr entgegen aller Vernunft 
und setzt mutwillig das Leben der Schüler_Innen, Lehrer_In-
nen und deren Umfelder aufs Spiel. Aber ungeachtet all des-
sen, werden die Prüfungen als „alternativlos“ dargestellt und 
durchgezogen, obwohl es eine Alternative in Form des Durch-
schnittsabiturs gäbe, der dieselbe Glaubwürdigkeit zukom-
men dürfte. Wieso wird selbst in einer Jahrhundertkrise wei-
terhin stur am gewohnten Abitur festgehalten? Woher kommt 
diese Notenbesessenheit?

Schauen wir uns einmal genauer an, 
nach welchen Kriterien wir in der 
Schule benotet werden. Es kommt 
einem zwar unmittelbar so vor, als 
würden wir danach bewertet, wie sch-

nell wir lernen oder wie „schlau“ wir sind, doch eigentlich ste-
hen Gehorsam und Fleiß an oberster Stelle. Wer zu spät kom-
mt, sich den schulischen „Spielregeln“ widersetzt und nicht 
willens oder imstande ist, stundenlang ruhig zu sitzen und sich 
auf langweilige Inhalte zu konzentrieren, verschlechtert die 

Chancen eine gute Note zu erzielen. So versichern gute Noten 
den späteren Arbeitgeber_Innen, dass die Person sich ohne 
wenn und aber unterordnen und die ihr auferlegte Aufgabe 
erledigen kann. Doch damit nicht alles: Es kommt zusätzlich 
darauf an, sich in direkter Konkurrenz zu Mitschüler_Innen 
durchzusetzen. Lehrer_Innen sind dazu angehalten, zu ver-
hindern, dass zu viele Schüler_Innen gleichzeitig gute Noten 
erzielen. Falls es doch soweit kommt werden eben auch bei 
Prüfungen Benotungskriterien absurderweise im Nachhinein 
verschoben, damit der Notenspiegel nicht zu gut ausfällt. Ein 
derartiges Benotungssystem definiert den eigenen Erfolg un-
mittelbar über den Misserfolg der Mitmenschen. Von Kindes-
beinen an lautet das Motto: Du bist auf dich gestellt, du musst 
dich durchsetzen und wenn es bedeutet, auch mal die Ellbo-
gen auszufahren. Anderen hilft man nur, wenn man mal als 
Gruppe bewertet wird und sich dabei wiederum mit anderen 
Gruppen misst. Ansonsten ist in der Konkurrenz Nachsicht mit 
anderen eher kontraproduktiv. Und jedem Individuum, das 
sich gegen diese zutiefst antisoziale und das Gemeinschafts-
glück zerstörende Schulrealität aufzulehnen wagt oder sich 
nicht an die Verhältnisse anpassen kann oder will, drohen 
schlechte Noten. Unterdurchschnittliche oder gar fehlende 
Abschlüsse verbauen den Weg des sozialen Aufstiegs und re-
sultieren in mies bezahlter, harter Arbeit und lebenslangen 
prekären Verhältnissen. Die Angst vor schlechten Noten bere-
chtigte Existenzangst und als solche ein effektives repressives 
Druckmittel der Herrschenden, um gesellschaftliche Mach-
thörigkeit zu schaffen und aufrechtzuerhalten.  
Im Endeffekt ist, wie das gesamte Bildungssystem, auch das 
Notensystem auf den Kapitalismus ausgerichtet. Dem Staat 
und dem Kapital geht es selbstverständlich nicht um persönli-
che Entfaltung und Bereicherung des Lebens von Schüler_In-
nen. Da es die höchste Priorität darstellt, die Wirtschaft am 
Laufen zu halten und Profite zu maximieren, ist die Schule als 
Ort entworfen, an dem massenhaft Arbeitskräfte ausgebildet 
werden. Und weil alles im Kapitalismus einen Geldwert ha-
ben muss, dienen schulische Noten gewissermaßen als indi-
viduelle Preisschilder der Lohnabhängigen und liefern den 
Kapitalist_Innen eine „objektive“ Orientierungshilfe, wer 
sich eher für die Führungsetage eignet und wer zum_zur ein-
fachen Arbeiter_In taugt. Daher zeigen die Abschlüsse auch 
wie viel Aufwand und Lebenszeit es durchschnittlich gekostet 
haben dürfte, diese zu erreichen und je mehr das ist, desto 
höher dürfte auch der Preis (in Form des Lohns) für deine Ar-
beitskraft liegen, um diesen Aufwand zu entschädigen. Und 
damit sind wir dann beim Kern des Problems angelangt: Falls 

Abschlussprüfun-
gen trotz Pande-
mie? Schluss mit 
dem Notensystem!

Die Schule als 
Fabrik für 
Arbeitskräfte
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es in diesem Jahr gerechterweise Erleichterungen für die Ab-
schlussjahrgänge gäbe, wäre auf einmal nicht mehr klar, wie 
hoch diese Entschädigung tatsächlich ausfallen sollte, weil 
die Kapitalist_Innen sich nicht mehr darauf verlassen kön-
nen, wie viel der Abschluss und damit die Arbeitskraft eigen-
tlich „wert“ ist, wenn man diesen mit anderen Abschlüssen 
vergleicht. Das würde zum einen für Chaos am Arbeitsmarkt 
sorgen und damit die Verwertung stören, zum anderen gäbe 
es dann aber auch für die Kapitalist_Innen die „Gefahr“, dass 
manche Arbeiter_Innen „zu hoch“ bezahlt werden. Deswe-
gen ist es auch für die Herrschenden das allerwichtigste, dass 
trotz aller Widrigkeiten für die Schüler_Innen die Abschlüsse 
„allgemein anerkannt“ sind und damit wird klar, dass auch 
diese Vergleichbarkeit bloß vorgetäuscht ist. Und mit den 
verschiedenen Startbedingungen, die jeder_jede aus den so-
zialen Hintergründen mitbringt, war diese Vergleichbarkeit 
auch noch nie gerecht!

Wie kann aber eine mögliche Alternative 
zum täglichen Noten- und 
Leistungsdruck konkret 

aussehen? Es gibt bereits jetzt schon alternative 
Lernmodelle (Beispielsweise Montessori oder 
Waldorf), die sich in Hinblick auf das Notensys-
tem durchaus bewährt haben. An diesen Schulen 
erhalten die Schüler_Innen von der ersten bis 
zur achten Klasse sogenannte individualisierte 
Leistungsbeurteilungen, danach folgen dann 
doch Noten. Sie widerlegen die kapitalistische 
Grundannahme, dass Kinder ohne Notendruck 
und aus freien Stücken nichts Produktives zu-
stande bringen würden. Schüler_Innen fühlen 
sich dort oftmals wohler und die schlussendlichen Leistungen 
ab der Benotung können sich meist auch sehen lassen. 
Diese alternativen Inseln können aber für sich nicht der 
Misere des kapitalistischen Bildungssystems beikommen. 
Zum einen sind sie vielerorts für breite Bevölkerungsschicht-
en kaum zugänglich, da es sich um Privatschulen handelt. Bei 
mangelnder Ausstattung der Schulen oder zu hohen Klassen-
größen helfen dann nur hohe Gebühren. Zum anderen müs-
sen sie sich letzten Endes dem Diktat des vorherrschenden 

Bildungswesens beugen, spätestens wenn es um Abschlüsse 
wie das Abitur geht. Der Kapitalismus in der Gestalt liberaler 
Demokratie kann eine begrenzte Menge harmloser Spielerei 
durchaus dulden, gar begrüßen, wenn es aber ernst wird, sind 
Ziffernzeugnisse unbedingt notwendig und nicht verhandel-
bar. Noten sind nun einmal integrale Bestandteile eines Bil-
dungssystems, das vor allem auf die Bedürfnisse der Kapital-
ist_Innen zugeschnitten ist.
Daher ist unsere Perspektive eine gänzlich andere: Wir wol-
len Komitees aus Schüler_Innen, Lehrer_Innen und Eltern 
erkämpfen, damit wir uns wirklich von der Macht des Staates 
und Kapitals entkoppeln können und die Schule so gestalten, 
wie wir sie uns wünschen. Das Schulsystem muss dahinge-
hend demokratisiert werden, dass Eltern, Schüler_Innen 
und Lehrer_Innen gemeinsam sowohl über die Lerninhalte, 
als auch über die Art und Weise der Bildung und Erziehung 
bestimmen können. Die Lernenden und Lehrenden sollten 
selbst entscheiden können, welche Inhalte sie interessieren 

und wirklich auf das Leben 
vorbereiten. Dazu sollte sich 
der Unterricht an der Leb-
ensrealität der Schüler_In-
nen orientieren und nicht 
bloß an den Anforderungen 
der Herrschenden. Weiterhin 
muss Bildung für jeden_jede 
zugänglich sein: Privatschu-
len müssen verstaatlicht 
werden, Lernmittel wie 
Bücher oder Tablets müssen 
kostenlos verfügbar sein und 

Schüler_Innen, die zuhause nicht lernen können, müssen Zu-
gang zu öffentlichen Lernräumen bekommen. Jedoch reicht 
es nicht nur das Bildungssystem zu revolutionieren: Bildung 
kann ihren wahren Wert erst dann erlangen, wenn auch die 
Arbeit ihren erlangt hat. Erst wenn das kapitalistische Ausbeu-
tungssystem überwunden ist und unsere Arbeit vom Zwang, 
verwertet zu werden, befreit wird, wird auch die Bildung vom 
Notenzwang und Konkurrenzdruck befreit werden können.

Befreit die Bil-
dung!

Von Leonie Schmidt
Mittlerweile ist es für immer mehr Menschen in Deutschland 
möglich, sich impfen zu lassen, aber gleichzeitig keimen auch 
immer mehr Argumente gegen das Impfen auf. Aber nicht 
nur aus dem klassischen Querdenker_Innen- Spektrum, son-
dern auch von ganz „normalen“ Menschen. Manche von uns 

erleben Diskussionen darüber sogar im eigenen Familien- 
und Bekanntenkreis: Die Impfung sei schädlich, nicht aus-
reichend erforscht und gefährlich. Leider ist es Deutschland 
nicht gelungen, eine ordentliche Impfkampagne zu erstellen 
und dafür zu sorgen, dass die Bevölkerung angemessen auf-
geklärt und nicht verunsichert ist. Denn die Impfung ist eine 

Argumente 
gegen Impf-
gegner*In-
nen

Noten sind nun einmal 
integrale Bestandteile 
eines Bildungssys-
tems, das vor allem 
auf die Bedürfnisse 
der Kapitalist_Innen 
zugeschnitten ist.
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der Maßnahmen, die nötig sind, damit diese Pandemie end-
lich beendet werden kann. Dafür ist es wichtig, dass möglichst 
viele Menschen möglichst schnell geimpft werden - aber nur 
ca. 50-65% (je nach Altersgruppe) wollen sich impfen las-
sen. Um eine Herdenimmunität gegen Covid-19 zu erreichen, 
müssten sich allerdings zwischen 60-80% der Bevölkerung 
impfen lassen. Was sind die klassischen Argumente und wie 
können sie entkräftet werden?

Da es das Covid-19-Virus erst seit ca. 
2 Jahren offiziell so gibt, gehen man-
che davon aus, dass der Impfstoff un-
genügend erforscht sei. Er wäre nur 
innerhalb von 18 Monaten entwickelt 
wurden, wohingegen andere Impfstof-
fe erst nach ca. 10-15 Jahren zugelassen 
würden. Aber das stimmt so nicht, denn 

einerseits werden Covid-Viren schon länger erforscht und an-
dererseits auch die sogenannten mRNA-Impfstoffe, zu denen 
auch die Corona-Impfungen gehören. Es ist zwar eine neu-
ere Methode, jedoch wird an der RNA schon seit mehr als 20 
Jahren geforscht, an den RNA-Impfstoffen seit über 8 Jahren. 
Auch zum Thema Erbgut machen sich viele Menschen Sor-
gen, da der Impfstoff auf Geninformationen des Coronavirus 
basiert, jedoch geht die RNA gar nicht in den Zellkern, wo die 
DNA und somit die Geninformation ist, kann diese also auch 
nicht ändern. Des Weiteren sind viele wegen der möglichen 
Nebenwirkungen verunsichert, insbesondere bei AstraZene-
ca. Da es da einige Thrombose-Fälle gab, wurden die Impfun-
gen damit auch kurzzeitig gestoppt. Jedoch ist diese Neben-
wirkung äußerst selten und es ist mal wieder sehr interessant, 
wie das gehandhabt wird. Die Antibabypille beispielsweise, 
welche massenhaft Thrombosefälle auslöst, wird ohne große 
Aufklärung verschrieben und da interessiert es auch nie-
manden - Frauenärzt_Innen drängen sogar zur Einnahme. 
Des Weiteren sind die bekannten Fälle verschwindend ger-
ing und die Nebenwirkungen sind größtenteils mit normalen 
Grippeimpfungen zu vergleichen. Zusätzlich werden junge 
Frauen, welche hauptsächlich an Thrombosen erkrankten, oh-
nehin mittlerweile mit einem der anderen Impfstoffe geimpft.

Wenngleich die Impfung für die 
Pharmaindustrie eine wahre 
Goldgrube ist, so ist es doch ver-
schwörungstheoretischer Quatsch, 
zu behaupten, dass es ihn nur de-
swegen gebe. Sicher bekommen die 
führenden Pharmaunternehmen ei-

nen riesigen Profit dadurch (ca. 50 Milliarden zusätzlich für 
dieses Jahr wurden prophezeit), aber die Impfung wäre auch 
immer noch notwendig, wenn sie nicht von der Pharmain-
dustrie bereitgestellt werden würde. Trotzdem stecken hint-
er dem Impfstoff keine ominösen Finanzeliten, sondern offen 
auftretende Kapitalist_Innen, die die Gesetze der kapitalis-
tischen Wirtschaft für sich nutzen - Also eigentlich nix Neu-
es. Zu kritisieren ist dabei nicht das Impfen an sich, sondern, 
dass daraus Profit gemacht werden kann. Dadurch variieren 
die Preise der Impfstoffe stark, manche Unternehmen bieten 
es zum Selbstkostenpreis an, andere für deutlich profitablere 
Preise. Es ist eindeutig eine Klassenfrage, wenn man sich an-
schaut, dass insbesondere die Länder, die viel Geld haben, 
zuerst an Impfstoffe kommen, während Halbkolonien wahr-
scheinlich Jahre brauchen werden, bis sie ausreichend Impf-

stoff für ihre Bevölkerung bekommen. Weiterhin ist es typisch 
für den Kapitalismus, dass die Bourgeoisie hohe Gewinne ein-
fahren wird, und nicht die Arbeiter_Innen, die den Impfstoff 
produzieren und verimpfen. Daher treten wir auch dafür ein, 
dass die Pharmabetriebe von den Arbeiter_Innen kontrolliert 
und geführt werden und dafür, dass die Patente veröffentlicht 
werden, damit alle Länder in der Lage sind, günstig und sch-
nell an Impfstoff zu kommen bzw. ihn zu produzieren.

20% der 18-39-Jährigen gaben an, sie 
würden sich auf keinen Fall impfen las-
sen. Viele von ihnen machen sich keine 
Sorgen, da sie davon ausgehen, eine 
Corona-Infektion mit einem leicht-
en Verlauf und wenig Einschränkung 
zu überleben. Allerdings gibt es auch 

bei leichten Verläufen die Möglichkeiten für Langzeitfolgen, 
welche noch unerforscht sind, beispielsweise für „Long Covid“ 
(also Einschränkungen, die auch nach Ende einer milden Infe-
ktion weiterhin auftreten, zum Beispiel Müdigkeit, verringerte 
Herzleistung oder Geschmacksverlust). Des Weiteren ist es 
auch für die Herdenimmunität sehr wichtig, dass junge Leute 
sich impfen lassen, da sie den Virus ja weiterhin übertragen 
können, beispielsweise wenn sie ohne Symptome ansteckend 
sind. Ebenfalls beachtet werden muss die Möglichkeit, dass die 
Mutationen auch für jüngere Personen schädlicher sein kön-
nen und sich schneller übertragen lassen, und das wird bei der 
britischen Mutation der Covid-Viren schon beobachtet. Also, 
auch wenn junge Menschen bei der Impfpriorisierung vieler 
Orts noch nicht an der Reihe sind, sollten sie auf jeden Fall die 
Möglichkeit wahrnehmen, sich impfen zu lassen. Denn bereits 
in der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass schon Krankheiten 
wie die Masern oder Diphterie nur ausgerottet werden konnt-
en, indem sich große Teile der Gesellschaft dagegen impfen 
ließen. 

Argument: 
„Der Impfstoff 
ist doch noch 
gar nicht aus-
reichend er-
forscht!“

Argument: „Ich 
bin eh zu jung, 
um schwer an 
Covid zu er-
kranken!“

Argument: „Die 
Impfungen sollen 
nur Profite für die 
Finanzeliten brin-
gen!“
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Von Sani Meier
Als im April diesen Jahres der Berliner Mietendeckel vom 
Bundesverfassungsgericht gekippt wurde, hat sich wohl für 
viele Berliner_Innen die Hoffnung auf bezahlbare Mieten in 
der Hauptstadt vorerst erledigt. Das Gesetz der rot-rot-grü-
nen Landesregierung hatte die Mieten von rund 1,5 Millionen 
Wohnungen auf dem Stand von Juni 2019 für die nächsten 
fünf Jahre eingefroren oder zu hohe Mieten auf dieses Level 
abgesenkt. Nachdem CDU&FDP massiv dagegen geklagt hat-
ten, wurde dieser Beschluss nun vom Bundesverfassungs-
gericht für verfassungswidrig erklärt und Vermieter_Innen 
können die Mieten nun wieder ungestört erhöhen. Die Mi-
etdifferenzen der vergangenen Monate werden dann auch 
gleich in Form von Mietrückzahlungen von ihren Mieter_In-
nen gefordert. Dass im selben Zeitraum ein großer Teil der 
Bevölkerung durch die Corona-Krise in Kurzarbeit gehen 
musste oder gleich den Job verlor ,und somit gar nicht in der 
Lage war die Mietdifferenz zur Seite zu legen, spielt dabei 
keine Rolle. Gleichzeitig verzeichneten Immobilienkonzerne 
wie Deutsche Wohnen nicht einmal Verluste. Dass hier einmal 
wieder Staat & Justiz zu Gunsten des Kapitals entschieden ha-
ben, ist offensichtlich und verschärft die Auswirkungen der 
Krise gerade für die Menschen, die sowieso schon am stärk-
sten von ihr betroffen sind. Wie groß die Wut der Berliner 
Mieter_Innen über dieses Urteil ist, zeigte sich daran, dass 
noch am selben Tag mehr als 20 000 Menschen dagegen auf 
die Straße gingen. Auch hat sich ein weiteres Mal gezeigt, wie 
gefährlich es ist, auf den Erfolg einzelner Reformen zu setzen, 
denn auch wenn der Kapitalismus durchaus dazu in der Lage 
ist, zeitweise kleine Verbesserungen für Arbeiter_Innen zuzu-
lassen, so kann er sie genauso schnell wieder zurücknehmen. 
Die letzte Hoffnung, auch in Zukunft eine Chance auf bezahl-
baren Wohnraum in der Hauptstadt zu haben, stellt für viele 
nun die Initiative „Deutsche Wohnen & Co Enteignen“ dar. Wir 
wollen sie in diesem Artikel vorstellen und ihre Perspektiven, 
aber auch ihre Grenzen aufzeigen. 

„Deutsche Wohnen & Co Enteignen“, 
kurz „DWE“, hat das Ziel, den Berlin-
er Senat durch einen Volksentscheid 
dazu zu bringen, ein Gesetz zu erlas-
sen, welches Wohnungen von privaten 

Wohnungsgesellschaften mit mehr als 3000 Wohnungen verg-
esellschaftet und sie in eine Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) 
überführt. Konkret würden circa 240.000 Wohnungen von 14 

Konzernen enteignet werden. Durch die Vergesellschaftung 
soll die Kontrolle über die Stadt dem Markt entzogen werden 
und auf die Stadtgesellschaft übertragen werden. Privates Ei-
gentum wird also in öffentliches Eigentum überführt, welches 
dann gemeinwohlorientiert bewirtschaftet und demokratisch 
verwaltet werden solle, wobei das im Sinne der bürgerlichen 
Demokratie wäre - zum Vergleich:  Die Berliner Verkehrs-
betriebe (BVG) sind eine Anstalt des öffentlichen Rechts, 
trotzdem können wir da weder über den Fahrpreis bestim-
men, geschweige denn über den Neubau von Straßenbahn-
strecken…
Dass mit der Enteignung klingt auch erstmal utopisch im Ka-
pitalismus. DWE verweist aber auf Artikel 15 des Grundge-
setzes als juristischer Grundlage für dieses Vorhaben. Darin 
heißt es nämlich, dass Grund und Boden „zum Zwecke der 
Vergesellschaftung“ in „Gemeineigentum oder in andere For-
men der Gemeinwirtschaft“ umgewandelt werden können. 
Gleichzeitig heißt es in Artikel 18 der Berliner Verfassung: 
„Jeder Mensch hat das Recht auf bezahlbaren Wohnraum. 
Das Land fördert die Schaffung und Erhaltung von angemes-
senem Wohnraum, insbesondere für Menschen mit geringem 
Einkommen.“ Eine angemessene Miete darf übrigens nicht 
mehr als 30% des Einkommens betragen- die Realität sieht 
für die meisten Bewohner_Innen deutscher Großstädte schon 
seit Jahren anders aus (im Durchschnitt beträgt die Miete 
heute 58% des Einkommens). Deshalb werden nun bis Ende 
Juni fleißig Unterschriften gesammelt, denn mindestens 7% 
aller Wahlberechtigten in Berlin müssen das Volksbegehren 
unterzeichnen, damit es im Berliner Senat zur Debatte steht - 
Doch wie geht’s danach weiter? 

Dieser Slogan klingt ein bisschen 
wie David gegen Goliath und kann 
es unter Umständen auch sein. 
Denn leider setzt das Volksbegehren 
seine ganze Hoffnung in ein Ge-
setzgebungsverfahren, welches eine 

Mehrheit im Abgeordnetenhaus benötigt. Letztendlich hängt 
also alles von der Gunst von SPD, Grünen und Linkspartei 
ab. Sollte das nicht gelingen, gibt es keinen Plan B zur Verg-
esellschaftung und die Initiative wäre Geschichte. Wir setzen 
uns deshalb dafür ein, dass DWE auch alternative Strategien 
diskutiert und ermöglicht, welche die Initiative weiterführen 
kann. Dazu zählt vor allem die Notwendigkeit zum Aufbau 
einer Massenbewegung aus Mieter_Innen, Arbeiter_Innen, 

 Deutsche Wohnen 
& Co Enteignen- 
Perspektiven 
& Grenzen des 
Volksbegehrens

Enteignung? 
Was ist das 
überhaupt?

Mit Unterschriften 
Vermieter_Innen 
den Kampf ansa-
gen?
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Jugendlichen und Gewerkschaften. Dass letztere auch jetzt 
schon teilweise Unterstützer_Innen von DWE sind, ist eine 
optimale Grundlage, um arbeitende Teile der Gesellschaft, 
unter anderem durch Streiks, massenhaft in den Wohnung-
skampf zu integrieren. Nur durch eine Massenbewegung auf 
der Straße kann genug Druck aufgebaut werden, um über die 
Frage von Wohneigentum selbst demokratisch entscheiden zu 
können. Der legale Weg über Petitionen kann dazu nur der er-
ste Schritt, eine Mobilisierung sein. Darüber hinaus braucht 
es Aktionskomitees in den Kiezen, Betrieben, Unis- aber auch 
in Schulen, die z.B. auch in der Lage wären einen Mietboykott 
zu organisieren. Denn vor allem die Wohnungsfrage betrifft 
Jugendliche in besonderem Maße, da sie keinen Zugang zu 
alten und günstigen Mietverträgen haben und mit dem Ge-
halt aus Ausbildung oder Minijob fast keine Aussicht auf ein 
Wohnungsangebot haben. Wer es sich nicht leisten kann ist 
also gezwungen auf unbestimmte Zeit im Elternhaus zu blei-
ben und durch finanzielle Abhängigkeit nicht in der Lage 
ein unabhängiges Leben zu beginnen. Weiterhin muss DWE 
(Deutsche Wohnen und Co enteignen) breite Schichten der 
Arbeiter_Innenklasse aktiv organisieren, um ein Gegenge-
wicht zur Macht des Kapitals darstellen zu können, denn nur 
so kann perspektivisch auch die Frage des politischen Streiks 
für bezahlbaren Wohnraum aufgeworfen werden. 
Wir unterstützen trotzdem die Initiative und beteiligen uns 
aktiv an ihr, aber werfen auch Forderungen auf, die über sie 
hinausgehen: 
Dazu zählt vor allem die entschädigungslose Enteignung, 
welche momentan nicht von DWE vorgesehen wird. So sollen 
die zu enteignenden Immobilienkonzerne nach der Verge-
sellschaftung eine Entschädigungszahlung enthalten, welche 
aus den vergesellschafteten Profiten finanziert werden soll. 

Wir halten es für absurd, dass milliardenschwere Konzerne 
letztlich auch noch entschädigt werden sollen, nachdem sie 
jahrzehntelang ihre Mieter_Innen ausgepresst und sich an 
deren existenziellen Nöten bereichert haben. 
Stattdessen sollte sofort leerstehender Wohnraum beschla-
gnahmt werden und Menschen mit geringem Einkommen zur 
Verfügung gestellt werden oder für eine dezentrale Unterb-
ringung Geflüchteter und Wohnungsloser genutzt werden. 
Weiterhin halten wir es nicht für genug, nur 14 Konzerne 
zu enteignen und treten für eine Enteignung des gesamten 
Wohnungsbausektors unter wirklicher, direkter Kontrolle der 
Mieter_Innen ein, damit diese selbst über Wohnraum entsc-
heiden und verfügen können, anstatt Bitten an die Regierung 
zu stellen, wie das bei einer AöR passieren müsste. 
Gleichzeitig fordern wir bis dahin die Wiedereinführung und 
Ausweitung des Mietendeckels, natürlich bundesweit und 
nicht nur in Berlin, und eine vollständige Streichung aller Mi-
etrückzahlungen und Mietschulden!
Auch darf die gesamte Enteignungskampagne nicht nur in 
Berlin stattfinden, sondern sollte von DWE auf die ganze Bun-
desrepublik ausgeweitet werden, denn nicht nur in Berlin lei-
den große Teile der Arbeiter_Innenklasse unter Wohnungsnot 
und Obdachlosigkeit.

Kann der Markt die 
Pandemie beenden? 
Das Beispiel der 
Impfstoffproduk-
tion

Von Felix Ruga
Das letzte bürgerliche Versprechen um aus der Pandemie raus 
zukommen ist die massenhafte Impfung begleitet mit einem 
halbgaren Freizeitlockdown, um das Gesundheitssystem und 
die Wirtschaft am Laufen zu halten.  Angela Merkel machte 
zum Startschuss der Impfkampagne das vollmundige Ver-
sprechen, dass es jetzt ganz schnell gehen wird und vielleicht 
schon zu Ostern alles wieder etwas entspannter sein darf. 
Daraus wurde offensichtlich nichts.

Denn die Impfkampagne kam vier Monate nicht in Gang. 
Verglichen mit Großbritannien, den USA und Israel ist die 
Impfgeschwindigkeit in der EU und dementsprechend auch 
Deutschland ziemlich langsam, ganz zu schweigen vom 
Großteil der wirtschaftlich schwächeren Länder, die trotz 
großer Versprechen wohl frühstens massenhaft impfen 
werden, wenn es die imperialistischen Zentren bereits hint-
er sich haben. Entscheidend für die Impfgeschwindigkeit ist 
die  Versorgung mit dem Impfstoff selbst und die wird für 

In diesem Sinne kämpfen wir 
für eine massenhafte Miet-
er_Innenbewegung auf der 
Straße, in Schulen, Unis und 
Betrieben - und nicht bloß auf 
dem Papier!
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Von Flo Schwerdtfeger
Das fragt man sich nachts, wenn man beim Fernsehen gekonnt 
die Warnung „Dieser Film ist für Zuschauer_Innen unter 16 
Jahren nicht geeignet“ ignoriert oder sich im Internet einen 
Geburtstag in den 70ern erfindet.
Zumindest was die indirekte Kontrolle des Jugendschutzes an-

geht, sind die Jugendlichen meist schlauer als der Mechanis-
mus, der sie schützen soll. Schwieriger wird es da, Schnaps zu 
kaufen mit dem extra unrasierten Gesicht, um älter zu wirken. 
Natürlich sofern die Person an der Kasse keine Brille trägt.
All das regelt in Deutschland der Jugendschutz: die Ab-
gabe von Alkohol und Tabak, der Zugang zu Filmen, 

Wovor schützt 
eigentlich der 
Jugendschutz?

Deutschland vor Allem über die EU geregelt. Dort wird stän-
dig darum gezankt, wer wie viel kriegt, aber eigentlich ist den 
Verantwortlichen klar, dass dabei bloß ein Mangel verwaltet 
wird. Zum einen ist die Produktion ohnehin viel zu schwach, 
dann gibt es immer wieder Probleme, weil andere imperial-
istische Länder entweder Impfstoffe oder deren Bestandteile 
nicht liefern, um sich erst mal selbst zu versorgen, und die 
hiesigen Unternehmen haben lange Zeit nur Bruchteile der 
versprochenen Mengen geliefert. 

Dass das aber gar nicht so sein müsste, 
wird von vielen und auch bürgerlichen 
Kräften kritisiert. Deutschland hätte 
mehr anfordern müssen, heißt es da 

zum Beispiel, oder auf mehr Marken hätte setzen sollen. Dass 
aber selbst die zu geringen Zahlen nicht eingehalten wurden 
oder dass sowohl BioNTech, AstraZeneca als auch Moderna 
alle nicht ihre versprochenen Liefermengen gehalten haben, 
spricht für sich. Technische Probleme, Zulassungsverfahren, 
Lieferschwierigkeit, unerwartete Komplikationen führten 
dazu, dass Deutschland erst jetzt so langsam aus dem Quark 
seiner Impfkampagne kommt. 
Das Hauptproblem ist aber, dass die Impfstoffkonzerne 
und deren Herstellung nicht primär darauf ausgelegt sind, 
möglichst sinnvoll alle Menschen zu versorgen. Es geht dar-
um, durch die Produktion möglichst viel Schnapp zu machen. 
Und damit kommt das größte Hindernis für eine effektive Im-
pfstoffproduktion ins Spiel: die Patente. Weil, da alle Pharma-
konzerne es jetzt auf fette Gewinne anlegen, teilen sie ihr Wis-
sen nicht mit anderen möglichen Produzenten und deswegen 
sichern sie ihr Impfstoffrezept mit dem Patentrecht. Es zeigt 
zudem, dass der Wettbewerb eben nicht möglichst schnell 
zum Impfstoff führt. Denn jetzt ist die Arbeit von Biolog_In-
nen, Pharmazeut_Innen usw. auf unterschiedliche Konzerne 
verteilt anstatt dass gebündelt zusammen geforscht und 
produziert wird. So kocht jeder Hersteller eben sein eigenes 
MRNA- oder Vektor- oder LmaA-machen-wir-viel-Profit-Süp-
pchen.
Außerdem ist es ein großes Problem, dass es zig einzelne Pro-
jekte und Unternehmen sind und jeweils nur dem eigenen 
Profit oder den Geldgeber_Innen verantwortlich sind. Der Im-
pfstoffnationalismus tut sein Übriges und heraus kommt eine 

heftige weltweite Ungleichverteilung und Lieferhindernisse. 
Beispielsweise fasst die USA den „Defence Production Act“, 
also ein Gesetz für Eingriffe in die Produktion im Kriegsfall von 
1950, mittlerweile so auf, dass alle Stoffe zur Bekämpfung von 
Corona erstmal in den USA bleiben soll. Das bedeutet jedoch 
auch, dass wichtige Rohstoffe für die Impfstoffproduktion 
nicht mehr geliefert werden, was weltweit in diversen Stan-
dorten die Herstellung ausbremst, unter anderem in Indien 
und der EU. 

Eingriffe in die Produktion sind 
dabei jedoch ganz grundsätzlich 
der richtige Ansatz, denn in solch 
schwierigen Momenten zeigt sich 
am stärksten, dass wir uns auf den 

Markt nicht verlassen können! Private Unternehmen haben 
kein Interesse daran gesamtgesellschaftliche Belange in Be-
tracht zu ziehen. In der Konkurrenz ist das nachrangig und 
nur hinten angestellt werden dabei unsere Bedürfnisse ges-
tillt. Der bürgerliche Staat will auch nur ungern eingreifen, 
wenn es darum geht, sinnvolle Preise oder eine notwendi-
ge Umstellung der Produktion aufzuerlegen, immerhin, der 
Markt ist heilig und dürfe nicht angetastet werden. 
Deswegen müssen wir als Bewegung von der Straße und in 
den Betrieben darum kämpfen, dass die Produktion nicht 
mehr dem Profit, sondern unserer Gesundheit folgt! Wir kön-
nen den Staat unter Druck setzen, zum Beispiel in dem wir 
ihn auffordern die Impfstofflizenzen auf gesetzlichem Weg 
freizugeben und das Patentrecht abzuschaffen. Außerdem 
fordern wir die Unternehmen zu enteignen und demokratisch 
über sie zu bestimmen und sie durch die Arbeiter_Innen zu 
kontrollieren. Und das am besten in allen Ländern! Dadurch 
wird die Konkurrenz außer Kraft gesetzt und die hergestellten 
Impfstoffe nur noch dazu da, dass wir uns nicht mehr ansteck-
en und die Pandemie überwinden, nicht um Profit zu machen. 
Selbstverständlich gäbe es dann auch keine Notwendigkeit 
mehr für Patente, Exklusivitäten einzelner Länder oder Ver-
träge, die am Ende eh nicht eingehalten werden. Wir bündeln 
somit die Produktivkräfte und könnten sie sinnvoll und gere-
cht einsetzen, um Corona weltweit möglichst schnell ein Ende 
zu setzen!

Das Chaos der 
privaten Produk-
tion

Unsere Gesundheit 
darf keine Ware 
sein!
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Spielen oder Gaststätten. Doch jede/r, der/die schon-
mal jugendlich war, weiß, dass man bei Bedarf trotzdem 
an alles rankommt. Warum sollten wir dennoch darüber 
reden und wie kann er sinnvoller gestaltet werden? 
Denn an sich kann man erstmal die Intention des Jugend-
schutzes nachvollziehen. Es gibt einige Bereiche, in denen es 
einen ziemlich eindeutigen Zusammenhang zwischen Alter 
und Schädlichkeit gibt. Beispiele sind da Tabak und Alkohol, 
bei denen es direkt an die biologische Entwicklung des Men-
schen gekoppelt ist. Man soll eben seinen Körper während der 
Entwicklung nicht kaputt machen. Darauf erst einmal einen 
guten Schluck Cola!
Im Gegensatz dazu stehen Filme und Videospiele. Diese 
schaden weniger der Körperentwicklung, können sich dafür 
aber auf die Psyche auswirken. Egal ob die Betroffenen nicht 
mehr einschlafen können oder es einfach ohne Probleme an 
ihnen vorbeigeht - es macht erstmal Sinn, nicht die derbsten 
Splatter-Filme mit 11 anzuschauen. 

Eines der größten Probleme ist, 
dass er holzschnittartig funktioni-
ert: Er richtet sich nicht an den/die 
Konsument_In als Individuum. Das 
ist bei Filmen und Spielen schw-

er zu verstehen. Es gelten ja die gewöhnlichen Abstufungen 
von 0, 6, 12, 16 und 18 Jahren. Besonders aber mit der eige-
nen Entwicklung kann man selbst besser einschätzen, was 
man konsumieren möchte, ohne davon verstört zu werden. 
Wer kennt nicht den Versuch, die Eltern zu überreden, diesen 
einen Film oder das eine Game zu kaufen, obwohl man noch 
gar nicht alt genug ist. Im Zweifelsfall macht man es dann halt 
einfach geheim. Doch Verbote verhindern es zusätzlich, sich 
beispielsweise mit den Eltern darüber zu unterhalten, weil 
man damit zugeben würde, etwas Verbotenes getan zu haben. 
Falls es einen doch überfordert, hat man also keinen Support 
und zur Verstörung gesellen sich noch Scham, Angst und En-
tfremdung. 
Interessanterweise hat der Kapitalismus bei anderen Sachen 
gar nicht so ein großes Problem, Jugendliche zu schädigen. 
Wenn es zum Beispiels um’s Arbeitsrecht geht, gibt es tatsäch-
lich zu wenig Jugendschutz: Schutz nämlich vor Ausbeutung, 
wenn man in Ausbildung, Praktikum, FSJ und generell unter 18 
keinen Mindestlohn bekommt und für den arschigen Chef die 
Drecksarbeit machen muss. Das kann einem mehr zu schaffen 
machen als der krankeste Shooter. Und ironischerweise darf 
man bei der Bundeswehr schon mit 17 Schießen lernen, bei 
Call of Duty Schießenspielen gibt’s erst ab 18!

Jugendschutz scheint einen richti-
gen Punkt zu haben. Erstmal sollte 
das zuständige Gremium verändert 
werden. Es besteht derzeit aus 

Vertreter_Innen von Kunst, Kultur und Medien, aber auch 
mehreren Religionsvertreter_Innen. Unterrepräsentiert sind 
dabei Jugendliche selbst, die nur indirekt über die Kategorien 
der öffentlichen oder freien Jugendhilfe dabei sind. Wenn 
man aber über Jugendschutz bestimmen möchte, dann nur 
mit Jugendlichen gemeinsam. Alles andere endet nur in den 
weltfremden und konservativen Regeln, die wir jetzt haben.  
Nur weil ein Alter draufsteht, heißt es nicht, dass es für alle 
darunter total schlimm ist und für alle darüber total unprob-
lematisch. Und ohnehin nehmen die meisten Jugendliche das 
höchstens als gutgemeinten Rat. Dementsprechend müssten 
die festen Altersgrenzen abgeschafft werden oder zumindest 
stark zurückgeschnitten werden. Beim Rest bräuchte es Eigen-

verantwortung und die Befähigung dazu. Das bedeutet auch, 
zu wissen, worauf man sich einlässt, also primär Aufklärung 
fernab der Dämonisierung. Es kann aber auch heißen, das 
Konzept der „Trigger-Warnung“ massiv auszuweiten, welch-
es vor dem Zugriff auf ein Medium spezifische Aspekte mit 
Zeitstempel benennt, die potenziell (re-)traumatisierend sein 
könnten. Je nachdem, ob man sich der Sache gewachsen fühlt, 
kann man sich dann selbst entscheiden.
Ob mit oder ohne Verbote kann es passieren, dass man sich 
etwas gibt, was man nicht erträgt oder einordnen kann. 
Sich Support zu suchen oder Support anzubieten, ist da die 
eigentliche Lösung, anstatt zu tabuisieren. Wenn man als 
Erwachsener für Kinder und Jugendliche verantwortlich ist, 
sollte man sowohl bezüglich deren psychischer Verfassung 
als auch der konsumierten Medien achtsam und offen bleiben 
und beim Finden von Grenzen beistehen.

Der Jugendschutz sollte vollkommen neu gedacht und 
gemacht werden. Er setzt bislang vor allem auf Bevormund-
ung und Verbote, statt auf Eigenverantwortung der Konsu-
ment_Innen. Das soll ein Ende haben!

Wo hakt’s am mo-
mentanen Jugend-
schutz?

Wie könnte man es 
besser machen?
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Von Romina Summ
Der Druck auf den deutschen Imperialismus wächst. Die Welt-
wirtschaft steckt seit 2008 in einer kapitalistischen Krise, die 
nunmehr durch die Pandemie extrem verschärft wurde. Hinzu 
kamen in der Ära Merkel die Schuldenkrise, Schwäche der EU, 
Migrationsfrage, Kampf um die Neuaufteilung der Welt und 
Umweltfrage. Diese strukturellen Probleme sind miteinander 
verwoben, kombiniert und komplex aber vor allem ungelöst. 
Jahrelang hat Angela Merkel mit der CDU in verschieden Ko-
alitionen die Krise gemanagt. Dieses Krisenmanagement ist 
jedoch selbst in die Krise geraten. Die Bourgeoisie benötigt 
eine neue Strategie, um die strukturellen Herausforderungen 
des deutschen Imperialismus meistern zu können und um als 
Macht mithalten zu können.
Die unterschiedlichen Strategien zur Lösung der Krise des 
deutschen Kapitals wird bei der kommenden Bundestagswahl 
eine entscheidende Rolle spielen. Wir haben uns die Posi-
tionen der einzelnen Parteien genauer angeschaut. Welche 
Vorschläge haben sie, um die Krise abzuwenden und vor al-
lem zu wessen Lasten gehen sie? Im Raum stehen momen-
tan eine Schwarz-Grüne bzw. Grün-Schwarze Koalition oder 
eine Ampel-Koalition (Grüne, SPD, FDP). Eine Regierung aus 
Grüne, SPD und Linke scheint unwahrscheinlich und die Grü-
nen wenden sich davon zunehmend ab. 

Die Grünen sind momentan im Umfrage-
hoch und wahrscheinlich führt in der näch-

sten Regierung kein Weg an ihnen vorbei. Vieles spielt ihnen in 
die Karten: Ein gesellschaftliches Bewusstsein zur Klimafrage 
und die Krise der Union sowie der SPD, als auch die Stagnation 
von Linke und FDP.  
Die Grünen bieten mit dem Green New Deal im Gegensatz zur 

CDU / CSU den deutsche Kapitalist_Innen eine klare Strate-
gie an, hinter der die Partei geschlossen steht, wie sie über-
haupt als einzige Partei einen in sich geschlossenen Weg aus 
der Krise vorschlägt. Das  Programm spricht vor allem städ-
tische Mittelschichten und liberale Angestellte an, aber auch 
Jugendliche aus FFF sowie gut gestellte Teile der Arbeiter_In-
nenklasse. Die Grünen wollen einen „nachhaltigen Struktur-
wandel“, mit dem sie den Industriestandort und die EU stärk-
en wollen, sowie (mehr oder weniger) grüne Technologien 
mit staatlichen Investitionen ausbauen wollen, betroffen sind 
vor allem die zentralen Wirtschaftssektoren, Metall- und Ele-
ktroindustrie. Letztlich geht es den Grünen dabei darum, die 
deutsche Exportindustrie hinsichtlich der Green Technologies 
auf einen Spitzenplatz in der Weltkonkurrenz zu heben und so 
im Wettlauf mit China und den USA um die Neuaufteilung der 
Welt mitzuhalten, was ohne die EU nicht geht. Dass ein kapi-
talistisches System niemals nachhaltig sein kann, weil es dazu 
gezwungen ist, die Produktion immer weiter auszuweiten, 
kommt bei den Ideen der Grünen natürlich nicht vor. 
Dass bei den Grünen die wirtschaftlichen Interessen vor den 
sozialen stehen, geben sie offen zu. So heißt es in ihrem Pro-
gramm, dass die Wirtschaftskraft zentral für den gesellschaft-
lichen Wohlstand ist. Dabei sehen sie die tatsächliche Ursache 
von Jobverlust und Wirtschaftskrisen nicht in der kapitalis-
tischen Produktionsweise. Dass soziale Programme bei ihnen 
hintenanstehen und nur durch eine starke Wirtschaft möglich 
sind, betonen sie auch in ihrem Wahlprogramm: „Wir können 
nicht versprechen, dass nach Corona jedes unserer Projekte 
noch finanzierbar ist.“ Sie nehmen die Krise als Vorwand, um 
eine grüne Transformation, welche im Sinne der deutschen 
Bourgeoisie ist, durchzusetzen und auf den Rücken der Arbe-
itenden und sozial Schwachen auszutragen.
Die humanitäre und progressive Rhetorik der Grünen ver-
schleiert, dass sie im Interesse des deutschen Imperialismus 

Bundestagswahl: Der 
deutsche Imperialismus 
und seine Parteien

Die bürgerlichen 
Parteien

Die Grünen
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handelt. Sie verbreiten die Illusion, dass vom Green New 
Deal alle Klassen und Länder profitieren würden, dahinter 
machen sie aber eine eindeutige und verlässliche Politik für 
die deutsche Konzerne, solange diese zumindest einen um-
weltfreundlichen Anschein haben. Dass Baerbock bei den 
Verschmähungen gegen die revolutionäre 1.Mai-Demo mit-
gemacht hat, ohne ein Wort über den offensichtlich beab-
sichtigten Angriff der Polizei auf unser Demonstrationsrecht 
zu verlieren, zeigt zweifellos, dass sie auch zu einer Law-And-
Order-Politik gegen linken Protest bereit ist. Das macht die 
Grünen zu einem perfekten Koalitionspartner für die CDU, wie 
es in Hessen und Baden-Württemberg auch schon jahrelang 
erprobt ist.
Junge Menschen und die arbeitenden Massen können sich 
nicht viel von den Grünen versprechen. Investitionen wird es 
für die Umsetzung der grünen Transformation geben. Die Um-
welt wird damit nicht gerettet, noch weniger werden wir mehr 
Löhne oder eine bessere Gesundheitsversorgung erwarten 
können. Profitieren werden die Kapitalist_innen, die E-Autos 
herstellen.

Die CDU als klassische Hauptpartei der 
deutschen Bourgeoisie verliert immer mehr 

Stimmen. Die inkompetente Regierungspolitik der Union bil-
det eine unmittelbare Ursache ihrer Wahlniederlage bei den 
diesjährigen Landtagswahlen ab. In ihrer Corona-Politik ste-
hen Gesundheitsschutz der Allgemeinheit und Profitinter-
essen der Wirtschaft einander gegenüber. Sie verbinden sich 
zu einem inkonsequenten, in sich unschlüssigen Ganzen, zu 
Maßnahmenpaketen, die weder den Erfordernissen der Bev-
ölkerung nach Gesundheitsschutz und sozialer Absicherung 
entsprechen noch die Rufe des Kapitals nach Freiheit des 
Geschäfts voll befriedigen. Hinzu kommt noch der Absturz 
durch Korruptionsaffären. In sich ist die Union mehr und mehr 
gespalten, was sich auch im Kanzlerkandidatenclash zwischen 
Söder und Laschet zeigte. Profitiert haben die Grünen. 
Außenpolitisch steht die CDU für eine starke EU unter 
deutscher Führung und den Ausbau der Grenzagentur Fron-
tex an den Außengrenzen der EU. Sie unterstützen eine Starke 
NATO und die Partnerschaft zur USA, um so gemeinsam gegen 
China gewappnet zu sein und deutsches Kapital vor der chi-
nesischen Übernahme zu schützen. Dass die CDU militärische 
Interventionen gutheißt, haben wir in den letzten Jahrzehnt-
en erlebt und daran wird sich auch nichts ändern.
Letztlich ist für die CDU die Grüne Partei deshalb die liebste 
Partnerin, weil sie am ehestens das Gesamtinteresse der Kap-
italistInnen im Blick haben und sie die sozialen Angriffe prob-
lemlos mittragen wird, das aber mit der weniger angestaubte 
Begleitmusik einer Habeck-Rhetorik und durchgesetzt von 
einer Führungsfigur Baerbock, gegen die Laschet halt einfach 
lasch wirkt. 

Von der Schwäche der CDU kann die FDP bisher 
kaum profitieren, was wohl an ihrer starken Klien-

telpolitik liegt. Die Grünen und die SPD sind auf die neoliber-
ale Partei angewiesen, wenn es um die Bildung der Ampelkoa-
lition (SPD, Grüne, FDP) gehen sollte. 
Hinsichtlich der Stellung des deutschen Kapitals in der Welt 
setzt die FDP auf einen stabilen Exporthandel. Das setzt 
wiederum eine Souveränität der EU voraus, damit „wichtige 
Bereichen wie zum Beispiel Energieversorgung, Rohstoffim-
porte und digitale Technologie weniger abhängig und ver-
wundbar werden“, wie es im Wahlprogramm der FDP heißt. 
Deutschland brauche die EU, um „einen Beitrag zur liberalen 
Weltordnung zu leisten“. Auch hier wird wieder von einer 

Weltordnung gesprochen, die schlichtweg die Vorherrschaft 
über Halbkolonien mit Hinblick wirtschaftlicher Interessen 
meint. Ihre interventionistische Politik wird offen dargelegt, 
wenn sie von einer Fortsetzung des deutschen und europäis-
chen Engagements im Nahen Osten sprechen, von der Inte-
gration Afrikas in globale Wirtschaftskreisläufe, vom Ausbau 
von Frontex oder vom Vertiefen transatlantischer Handels-
beziehungen. Des Weiteren betonen sie die Begrenzung von 
Haushaltsdefiziten, was im Rückschluss Sozialabbau heißen 
wird. 
Bei der Bekämpfung des Virus setzt und setzte die FDP darauf 
„mit dem Virus leben“, um ihre vehementen Forderungen 
nach Öffnungen der (Mittelstands-)wirtschaft zu rechtferti-
gen, was heißt, den Tod Tausender hinzunehmen. Nichts geht 
den Liberalen über die Freiheit der Wirtschaft!

Die AfD stagniert. Sie versuchte einerseits die rechte 
Querdenkenbewegung abzuholen, gleichzeitig be-

tonte sie aber auch, nicht deren politischer Arm zu sein.
Neben der massiven physischen Gewalt, welchen diese ras-
sistische Partei mitzuverantworten hat, dienen ihre ras-
sistischen Narrative dem imperialistischen Kampf, wie beim 
Krieg gegen den Terror deutlich wurde. Die AfD spricht immer 
wieder von einer Rückbesinnung auf den Nationalstaat und 
schürt so den Rassismus an. Gleichzeitig fordert sie eine hohe 
Priorität der Außenwirtschaft. Sie fordern einen „diskrimini-
erungsfreien Zugang“ zu ausländischen Import- und Export-
märkten für deutsche Unternehmen mit Zugang zu Rohstoffen 
und Freiheit der Handelswege. Der Rassismus, den sie ständig 
reproduzieren, dient nicht nur als Rechtfertigung für die Ab-
schottung des Nationalstaates, sondern auch der Legitima-
tion von Ausbeutung halbkolonialer Länder, auf deren Rohst-
offe das deutsche Kapital angewiesen ist. So wollen sie auch 
„deutsche Unternehmen dabei unterstützen, in diese Länder 
zu investieren“. Die Politik der AfD ist rechtspopulistisch und 
rassistisch und kann bei einer Verschärfung der Krise einen 
Zuwachs für die Partei bedeuten, was für die Arbeiter_Innen-
klasse und alle Unterdrückten eine weiterhin nicht zu unter-
schätzende Gefahr darstellt. 

Die SPD ist jene der beiden bürgerlichen Arbeiter_
Innenparteien auf dem absteigenden Ast. Für die Krisenbe-
wältigung setzen die Sozialdemokrat_Innen auf Investitionen 
in sogenannte zukunftsfähige Arbeitsplätze und klimaneu-
trales Wachstum. Auch hier sind Teile des Green New Deals 
erkennbar. Sie wollen „aus der Krise gestärkt hervorge-
hen“ und propagieren ein Europa, das „als selbstbewusste 
Friedensmacht auftreten und so eine kooperative, multilat-
erale Weltordnung mitgestalten“ soll. Doch die Weltordnung 
von der gesprochen wird, bedeutet letztendlich die Unter-
drückung anderer Länder unter die herrschenden Staaten. 
Dabei wirbt auch die SPD für ein Europa, das geschlossen 
auftritt und sich zu der neuen US-Regierung öffnet und tritt 
für eine verteidigungspolitische Eigenständigkeit der EU ein. 
Sie fordern auch die Stärkung der Welthandelsorganisationen, 
da Deutschland auf offene Märkte angewiesen ist. Wenn es als 
imperialistisches Land wieder Macht erreichen möchte, muss 
es Exportüberschüsse erwirtschaften.
Die gesamte Politik der SPD und ihre enge Verbindung zum 
DGB und vor allem der IG Metall lief und läuft darauf hinaus, 

CDU/CSU

FDP

AfD

SPD

Die bürgerli-
chen Arbeiter_
Innenparteien
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die deutsche Exportindustrie mitsamt ihrem Spitzenplatz in 
der Welt zu stärken um einem Teil der Arbeiter_Innenklasse 
ein hohes Einkommen zu verschaffen, was damit einhergeht, 
einen anderen anzugreifen. Diese Strategie der Vermittlung 
zwischen Kapital und gehobeneren Arbeiter_Innen erweist 
sich aber als immer untauglicher. Die Krise der SPD ist das 
Ergebnis. 

Die Linken stagnieren trotz der Fülle drän-
gender sozialer Themen, vor allem da sie in-
nerlich gespalten sind und sich daher kaum 

zu einer klar antikapitalistischen oder auch nur schärferen 
reformistischen Strategie entscheiden können. 
Sie wollen eine Finanzierung der Corona-Krise durch eine 
Vermögensabgabe. Beim Thema Außenpolitik wollen die Link-
en Frieden fördern und die Zivilgesellschafts unterstützen, 
„statt nur Wirtschaftsinteressen zu dienen und Deals mit Dik-
tatoren zu machen.“ Weiter heißt es in ihrem Programm, dass 
es faire Handelsabkommen mit einem Regelwerk für Produk-
tionsbedingungen, ein gerechtes Lieferkettengesetz und ein 
globales Arbeitsrecht geben soll. Auch den Export wollen sie 
beschränken durch einen internationalen Ausgleichsmecha-
nismus, der die Staaten mit Exportüberschüssen auf ausgegli-

chene Handelsbilanzen verpflichtet.  
Auch wenn sich die Linkspartei in ihrer Regierungspolitik in 
den Bundesländern nicht wirlich von der SPD unterscheidet 
und sie sich immer wieder als treue Verwalterin des deutschen 
Kapitalismus erwiesen hat, hat sie andererseits auch eine re-
ale Verbindung zu sozialen Bewegungen wie „Deutsche Woh-
nen und Co enteignen“. 
Doch was heißt das für uns? Als Kommunist_Innen müssen wir 
die parlamentarischen Wahlen nutzen, um für unsere Ideen 
zu werben und Illusionen in den Reformismus zu bekämpfen. 
Das Ergebnis einer Wahl ist für den Klassenkampf nicht egal, 
sondern spiegelt das Kräfteverhältnis in der Arbeiter_Innen-
klasse wider. 
Wir rufen zur kritischen Wahl der Linkspartei auf, und zwar 
trotz ihres Programms. Für die Punkte, die wir unterstützen, 
wie eine Vermögensabgabe zur Krisenbekämpfung wollen ge-
meinsam mit deren Wähler_innen und Mitgliedern kämpfen. 
Doch wir tun dies nicht um die Linkspartei aufzubauen, son-
dern um ihre Versprechen auf den Prüfstand zu stellen, uns 
als konsequenter zu erweisen und somit Jugendliche und be-
wusstere Arbeiter_Innen vom Reformismus weg hin zu einer 
revolutionären Politik zu bringen. 

Die Linken 
wählen?

Unsere Kundgebung zur 
Ermordung Sarah Ever-
ards und der Bekämp-
fung des Patriarchats

Von Nicolai Mannelig

Am 3. März 2021 verschwand die 33-jährige Sarah Everard 
auf dem Weg nach Hause im Süden von London. Bald darauf 
am 9. März wurde ein Polizeibeamter der Metropolitan Po-
lice, unter dem Verdacht Sarah Everhard entführt zu haben, 
festgenommen. Am Folgetag wurden die Überreste Everards 
Leiche in einem Wald gefunden. Der Beamte wurde aufgrund 
von Entführung und Mordes angeklagt. Jener Vorfall löste 
eine Debatte über die Sicherheit von Frauen in der Öffentli-
chkeit und allgemein aus. Die Reaktion der Regierung war 
verstärkter Polizeieinsatz und -präsenz. Am 13. März gingen 

viele Feminist_Innen auf die Straße, um für mehr Sicherheit 
für Frauen zu demonstrieren. Jene Demo wurde dann unter 
dem Vorwand von Coronaschutzauflagen von der Polizei teils 
mit Gewalt aufgelöst.
Im Kampf gegen Sexismus verlassen wir uns nicht auf die 
Polizei und Justiz. Einige Vorfälle, die einen sexistischen 
Hintergrund haben, werden von der Justiz einfach fallenge-
lassen oder garnicht wahrgenommen. Die Tatsache, dass der 
besagte Polizeibeamte schon vorher Täter von sexistischen 
Übergriffen war, ist ein Beispiel dafür. Diese Tatsache wurde 
von der Behörde komplett ignoriert. Denn unter normalen 
Umständen, würde man eine solche Person nicht wieder in 
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Von wegen in 
Vorpommern 
wohnen nur 
Faschos...

… hier wohnen viel mehr Antifaschist_Innen als man denken 
würde. Das zeigte sich wieder am 1. Mai in Greifswald. Dort 
meinte die NPD nach 10 Jahren mal wieder demonstrieren zu 
müssen. Für sie ist es natürlich der „Tag der deutschen Arbe-
it“, denn nur diese scheint die beste zu sein. Jahr für Jahr zie-
hen sie dafür in irgendeine Stadt an der Küste, versammeln 
sich dort, um überhaupt einen vernünftigen Demonstra-
tionszug hin zu bekommen und versuchen dann durch die 
Stadt zu marodieren. Und Jahr für Jahr scheitern sie. Dieses 
Jahr eben in Greifswald.  
Ein Bündnis aus allen möglichen linken und antifaschis-
tischen Organisationen und Parteien Greifswalds, darunter 
auch unsere Revo-Ortsgruppe, versammelte sich mit circa 
1000 Menschen in der Innenstadt um den Demonstrationszug 
der NPD zu blockieren.
Das schaffte man auch nach nicht mal der Hälfte der Route, 
sodass sie die Hauptroute nicht mehr verfolgen konnte. 

Währenddessen versammelten sich auch mehrere Menschen 
in den Seitenstraßen, um ein Umleiten der Faschisten zu 
verhindern. So wurden sie gezwungen, wieder auf der Stelle 
umzudrehen und mussten gescheitert zum Bahnhof zurück-
kehren.
Darauf folgte die antikapitalistische 1. Mai Demo, die nun 
schon seit einigen Jahren mit vielen Menschen stattfindet. 
Dieses Jahr waren es wieder 400 Menschen, die sich be-
sonders gegen die Ausbeutung im Care-Sektor aussprachen, 
aber auch Seenotrettung und Gentrifizierung waren zentrale 
Themen.
Wir müssen die Krise auch auf dem flachen Land erkennen 
und dort bekämpfen, denn Probleme die in der Stadt auf-
treten, treffen ein Dorf noch viel härter und ohne unsere 
Perspektiven einzubringen, treiben wir die Bewohner_Innen 
nur weiter in die Arme der Faschisten.

den öffentlichen Dienst versetzen oder ihr die Arbeit weiter 
erlauben. So kann es nicht weitergehen.

Um diese Forderungen zu unterstützen und um uns mit den 
Protesten in Großbritannien zu solidarisieren, haben wir 
als REVOLUTION am 
26.03.2021 einen Lives-
tream veranstaltet. 
Zudem am Folgetag eine 
Kundgebung mit Krei-
de und Materialtisch am 
Jorge-Gomondai-Platz in 
Dresden. Wir haben Re-
den gegen Sexismus und 
Polizeigewalt auf den 
Demonstrationen in Großbritannien gehalten, sowie über das 
neue Gesetz in Großbritannien, welches es Beamten erlaubt, 
Demonstrationen ohne triftigen Grund aufzulösen. Wir sehen 
die Willkür, dass vorrangig linke Demonstrationen aufgelöst 
werden, als Gefahr an. Einige Teilnehmer_Innen und Passant_
Innen malten mit Kreide Forderungen und Wünsche auf den 
Weg. Mit einigen Leuten konnten wir in Kontakt treten. Außer-
dem wurde eine Genossin von einer interessierten Gruppe zu 
den Geschehnissen interviewt.

Es wäre schön, wenn Sarah Everards Tod nur ein Einzel-

fall wäre. Doch er steht für etwas deutlich Größeres: Eine 
Gesellschaft, in der Frauen in ihrer Freiheit eingeschränkt 
werden und Angst vor Übergriffen haben müssen. In der nicht 
nur die alltäglichen Regeln und Normen, sondern auch die 
staatlichen Strukturen Frauen unterdrücken. 

Deshalb fordern wir:
- Selbstverteidigungskomitees gegen Übergriffe und Gewalt 
gegen Frauen!
- Frauenhäuser, Schutzräume und generell Anlaufstellen für 
Opfer sexueller Gewalt sowie dafür ausgebildete Psycholog_
Innen!
- Gleicher Lohn für gleiche Arbeit und Gleichbehandlung von 
Frauen im Betrieb!

Im Kampf gegen 
Sexismus verlas-
sen wir uns nicht 
auf die Polizei 
und Justiz. 

Und schlussendlich muss auch 
der Kapitalismus überwunden 
werden, wenn wir Patriarchat, 
Sexismus und alle anderen 
Arten der Unterdrückung 
beenden wollen.
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Von Jonathan Frühling

Bis heute ist das an Indien, China und Thai-
land grenzende Myanmar extrem arm. Es 
hat ein BIP von 70 Mrd. bei einer Bevölk-

erung von 54 Millionen und gehört damit weltweit zum un-
tersten Fünftel des BIP pro Kopf. 26% leben in totaler Armut. 
70% der Bevölkerung hat keinen Strom, ebenso viele leben auf 
dem Land. Lange Zeit wurde das Land vom Militär diktatorisch 
geführt, 2010 kam dann die allmähliche wirtschaftliche und 
politische Öffnung. Das Wirtschaftswachstum war durch den 
Handel und die Auslandsinvestitionen eines der schnellsten 
der Welt. Obwohl auch Wahlen stattfanden, die die NLD an 
die Macht brachten, blieb das Militär politisch und wirtschaft-

lich als bestimmender Machtfaktor bestehen und völlig ohne 
demokratische Kontrolle.

Ende November wurde in Myanmar die 
sozialdemokratische NLD als Regierung 
bestätigt, die trotz der festen 25% Sitze der 

Militärpartei USDP die absolute Mehrheit verteidigte. Aufgr-
und fadenscheiniger Anschuldigungen, dass dies der NLD nur 
durch Wahlbetrug gelungen wäre, hat das Militär am 1.2.2021 
die Macht übernommen. Der Sturz der Regierung durch das 
Militär blieb von den Völkern Myanmars nicht unbeantwortet. 
Anfangs wurden gewaltige Massendemonstrationen organ-
isiert. Bald darauf erschütterten Streiks das Land, wobei Ar-
beiter_Innen aus dem Gesundheitssektor diesen Weg zuerst 
beschritten und ihre Klasse so in den Kampf führten. Auch ein 
Großteil der Bankarbeiter_Innen und der Staatsbürokratie 
traten in den Ausstand und paralysierten so die Regierung. 
Der Protest war so heftig, dass das Militär die Kontrolle über 
Teile des Landes verlor. Die Repression wurde jedoch im-
mer extremer: Mittlerweile sind über 740 Menschen (Stand 
22.04.2021) vom Militär ermordet worden, Tausende ver-
schleppt, jeder Protest wird sofort angegriffen. Dies hat zwar 
die gigantischen Massendemonstrationen beendet, nicht je-
doch die Bewegung allgemein. Momentan besteht die Taktik 
der Demonstrant_Innen darin, Barrikaden zu errichten, kurz 
zu demonstrieren und sich dann schnell wieder zu verteilen, 
bevor das Militär die Demos mit Scharfschützengewehren, 
Handgranaten und Maschinengewehren zerschlagen kann.
Im Hintergrund der Proteste existieren die Umrisse einer 
zweiten Regierung. Sie besteht aus der NLD und dem „Gener-
alstreik Komitee“. Vor allem letzteres hat aktiv an der Organis-
ierung der Proteste gearbeitet, indem es viele nationale Min-
derheiten und Gewerkschaften vereint, die seit der politischen 
und wirtschaftlichen Öffnung des Landes legalisiert, vor allem 
aber neu gegründet wurden. In mächtigen Streiks, wie z.B. im 
Krankenhaussektor oder in der sehr großen und wachsenden 
Textilindustrie haben sie in den letzten Jahren erfolgreich ihre 
ersten Feuertaufen gemeistert. Seit dem Putsch sind die Gew-
erkschaften sprunghaft gewachsen und bilden das stählerne 
Rückgrat der Bewegung.

Die Proteste auf der Straße selbst werden 
jedoch vor allem von Jugendlichen getra-

Myanmar : 
Volksaufstand 
gegen die 
Militärdik-
tatur

Der Volks-
aufstand

Zum Land 
selbst

Die Jugend 
ist furchtlos

Seit Anfang Februar sorgt 
ein Land in Südostasien für 
Schlagzeilen: Der Militär-
putsch in Myanmar brachte die 
Regierung der sozialdemokra-
tischen NLD (Nationale Liga für 
Demokratie) zu Fall, die zuvor 
einen Erdrutschsieg bei den 
Parlamentswahlen erreicht 
hatte. Der zumindest teilweise 
demokratische Parlamentaris-
mus dauerte nur zehn Jahre 
und könnte nun im Versuch 
des Militärs enden, wieder eine 
uneingeschränkte Diktatur 
herzustellen.
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gen. Wieder einmal ist die Jugend die gesellschaftliche Kraft, 
die die Speerspitze der Kämpfe bildet und auch den höchsten 
Blutzoll zahlen muss. Sie haben den größten Teil ihres Lebens 
noch vor sich und sind nicht bereit, ihn in einer noch größeren 
Unterdrückung und Armut zu verbringen, als sie es ohnehin 
schon erleben, denn in einer isolierten Diktatur kann es keine 
Perspektive für sie geben. Prognosen gehen davon aus, dass 
bis 2022 die Hälfte der Bevölkerung unter die Armutsgrenze 
rutschen wird. Besonders stark betroffen sind davon vor al-
lem Frauen und Kinder, was es notwendig macht, die Kämpfe 
gegen Repression und Frauenunterdrückung zu verbinden. 
Die barbarischen Gewalttaten des Militärs gegen friedliche 
Demonstrant_Innen vermitteln zudem ein ziemlich klares 
Bild davon, wie das zukünftige Militärregime aussehen würde. 
Der Mord an ihren Mitstreiter_Innen hat sie in ihrem wirklich 
beeindruckenden Kampfgeist bisher nur gestärkt: Die Op-
fer sollen nicht umsonst gewesen sein und deshalb wird nur 
eine völlige Niederlage des Militärs akzeptiert! Dieser Aktivis-
mus und Mut sollte Aktivist_Innen weltweit ein leuchtendes 
Beispiel sein. 

Die unterdrückten Völker Myanmars
Eine in Myanmar besonders wichtige 
Frage ist die der unterdrückten National-
itäten. Fast 1/3 der Bevölkerung besteht 
aus nationalen Minderheiten, die durch 

das Militär unzählige grausame Verbrechen wie Krieg, Ver-
treibungen und Völkermorde erleben mussten. Da sich die 
Lage auch unter der „Demokratie“ kaum geändert hat, wie 
der Genozid an den Rohingya 2017 beweist, waren die ethnis-
chen Minderheiten von der NLD-Regierung zurecht enttäus-
cht. In dem Chaos des Volksaufstandes haben sich die ca. 20 
Milizen nationaler Minderheiten gegen den Putsch gestellt. 
Sie haben die Demonstrationen geschützt oder ihren Kampf 
gegen das Militär mit Unterstützung der Bevölkerung erfol-
greich ausgeweitet. Wichtiges Beispiel ist die Eroberung eines 
Militärstützpunktes durch Milizen der Karen Ende April.
Die burmesische Mehrheit muss den nationalen Minderheiten 
uneingeschränktes Selbstbestimmungsrecht einräumen. Das 
würde die Minderheiten mit großer Ach-
tung gegenüber dem burmesischen Volk 
erfüllen und sie zu treuen Verbündeten im 
Kampf gegen das Militär machen. Die Na-
tionalitäten Myanmars könnten so geeint 
und Myanmar zu einer Föderation gleich-
berechtigter Völker werden.
Risse im Militär
Das Niederschießen der eigenen Bevölk-
erung hat auch Risse im Sicherheitsapparat 
erkennen lassen. Einzelne Polizist_Innen 
flüchteten nach Indien, nachdem sie sich 
weigerten, Schießbefehle auszuführen. 
Obwohl es viel Unmut gibt, hat es jedoch bisher keine Meu-
tereien gegeben. Solange das nicht passiert, ist das Regime 
relativ sicher. Es wäre also ein entscheidender Schritt, die ein-
fachen Soldaten auf die Seite der Proteste zu ziehen. Es sind 
schon Videos aufgetaucht, in denen Demonstrant_Innen diese 
angefleht haben, nicht zu schießen. Auch Schilder und Flyer, 
die sich an die unteren Soldaten richten, können helfen, sie 
zum Aufstand zu motivieren. Die beste Versicherung, den Ka-
davergehorsam im Militär zu brechen, ist und bleibt jedoch, 
zu beweisen, dass man bereit ist, bis zum Sieg voranzuschreit-
en. Streiks in den vielen militäreigenen Betrieben sind dabei 

entscheidend. Mit der hartnäckigen Unterdrückung des Auf-
standes wird eine solche Entwicklung jedoch unwahrschein-
licher.
Internationale Solidarität
Bei einer Militärparade Ende März waren ranghohe Ver-
treter_Innen Russlands, Indiens, Thailands, Bangladeschs, 
Laos, Vietnams, Chinas und Pakistans zugegen. So haben die 
Nachbarländer Myanmars den Putsch und die Massaker de-
monstrativ gebilligt. Außerdem wird von der ASEAN (der 
Staatenbund Südostasiens) höchstens zu einem „Ende der 
Gewalt“ aufgerufen, ohne sich zu positionieren. Natürlich 
haben sie die berechtigte Angst, dass eine siegreiche Bewe-
gung in Myanmar der Startschuss für ähnliche Bewegungen 
in ganz Asien sein könnte. Die unterdrückten Klassen in Asien 
müssen ihren Regierungen deshalb mit Demos und Streiks 
zeigen, dass sie es nicht widerstandslos hinnehmen werden, 
wenn ihre Klassengeschwister in Myanmar ermordet werden. 
So würden gleichzeitig die Völker Myanmars unterstützt und 
der eigenen Regierung der Kampf angesagt werden. Das kann 
zum Sturz der Regierungen des Kapitals in Asien führen und 
ein Schritt in eine neue sozialistische Gesellschaft darstellen. 
Verfassungsgebende Versammlung und Generalstreik
Die Entwicklung in Myanmar in den letzten 10 Jahren hat 
gezeigt, dass eine bürgerliche Herrschaft nur limitierte Frei-
heiten bringen kann, die jederzeit wieder rückgängig gemacht 
werden können. Der Weg zu einer befreiten Gesellschaft kann 
also nicht über den Zustand von vor dem Putsch führen. Rich-
tigerweise fordern die Völker Myanmars eine verfassungs-
gebende Versammlung, die die kapital- und militärfreundli-
che Verfassung von 2008 abschafft. Dies kann jedoch nur mit 
einem unbefristeten Generalstreik erreicht werden. Die Gen-
eralstreiks im Februar und März lassen erahnen, was möglich 
ist, doch ein unbefristeter würde dem Militär die Kontrolle 
über das Land vollständig entziehen und in der Lage sein, eine 
alternative Herrschaftsform gestützt auf die Unterdrückten 
und Ausgebeuteten hervorzubringen. 
Eine neue Verfassung sollte demokratische Freiheiten, wie 
Organisation, Versammlungs- und Redefreiheit garantieren. 
Doch dabei dürfen sie nicht stehenbleiben! Nur wenn die Be-

wegung weitergehende 
Forderungen gegen Ka-
pital und Korruption 
annimmt, sich damit zu 
einer Bewegung für den 
Sozialismus entwickelt, 
können diese Freiheiten 
erkämpft und dauerhaft 
gesichert werden. Die 
Verteilung des Landes an 
die Bäuer_Innen und die 
Enteignung der Fabriken 
müssen deshalb durch 

die Verfassung vorbereitet werden. Volksmilizen müssen das 
Militär zerschlagen und die neue sozialistische Verfassung 
mit dem Gewehr verteidigen. Die NLD als bürgerliche Partei 
ist dabei hinderlich. Ihr völliges Versagen haben wir 2011-2021 
erleben dürfen. Sie ist korrumpiert und unbrauchbar. Es muss 
deshalb eine eigene sozialistische Partei gegründet werden, 
die in der Lage ist, die bitternötigen Forderungen Wirklichkeit 
werden zu lassen.
Deshalb hoch die internationale Solidarität, Nieder mit den 
Generälen, Sieg den heldenhaften Arbeiter_Innen und Bäuer_
Innen Myanmars!

Das Militär 
kann geschla-
gen werden!

Sie haben den größten Teil 
ihres Lebens noch vor sich 
und sind nicht bereit, ihn 
in einer noch größeren Un-
terdrückung und Armut zu 
verbringen, als sie es ohne-
hin schon erleben
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Fluchtursa-
che: 
Klimawandel

Von Emilia Sommer
Spätestens seit dem Beginn von FridaysForFuture und ein-
er dadurch ausgelösten riesigen Umweltbewegung sind die 
Gefahren des Klimawandels in aller Munde. Während der 
globale Westen mit Maßnahmen wie Mülltrennung, Biopro-
dukten, Plastikvermeidung, der Umstellung des individuel-
len Konsums und großen Greenwashing-Kampagnen reag-
iert, sind die Folgen der massiven Umweltzerstörung durch 
Großkonzerne im globalen Süden schon jetzt spürbar. Durch 
ausgetrocknete Felder, (Trink)wasserknappheit und massive 
Umweltkatastrophen, welche ganze Landstriche unbewohn-
bar machten, mussten 2020 schon 26 Millionen Menschen auf-
grund klimatischer Veränderungen flüchten. Bis 2050 sind 200 
Millionen Geflüchtete des menschengemachten Klimawandels 
prognostiziert. Doch was genau verbindet Flucht, Klima und 
Rassismus?
Der Kapitalismus ist der Ursprung dieser Problematiken, denn 
ein kapitalistisches System handelt prinzipiell im Interesse 
der Wirtschaft und des Profits, nicht im Interesse der Natur 
oder gar des Menschen. Um den Kapitalismus zu erhalten, 
müssen immer mehr Profite generiert werden, um Kapital zu 
vermehren, zu investieren und im internationalen Konkur-
renzkampf zu bestehen. Dafür werden nicht nur Arbeiter_In-
nen, sondern auch die Natur und deren Ressourcen massiv 
ausgebeutet. Spätestens seitdem sich einige kapitalistische 
Staaten wie unter anderem Deutschland oder die USA zu im-
perialistischen Systemen weiterentwickelt haben, beuten sie 
nicht nur innerhalb ihrer territorialen Gebiete aus, sondern 
weiten dies vor allem auf den globalen Süden aus. Zwar gilt 
der Kolonialismus schon seit einiger Zeit offiziell als beendet 
und Staaten, die in der Vergangenheit Kolonien waren, sind 
formal unabhängig, doch auch heute noch sind sie vor allem 
wirtschaftlich extrem abhängig von imperialistischen Staaten, 
weswegen wir diese Halbkolonien nennen. 
Viele Imperialist_Innen haben ihre Warenproduktion in Hal-
bkolonien ausgelagert. Dies führt zum einen dazu, dass die 
natürlichen Ressourcen wie Wasser und andere Naturalien 
ohne Blick auf mögliche Folgen ausgeschöpft werden, während 
die dortige Bevölkerung keinerlei Nutzen davonträgt. Zum 
anderen werden vor allem diese halbkolonialen Staaten daran 
gehindert, eine eigene Produktion und damit einhergehend 
eine eigene Wirtschaft zu stemmen, welche sie unabhängig 
von „Entwicklungshilfen“ und Co handlungs- und bestands-
fähig machen würde. Ihnen fehlt es schon jetzt an finanziellen 
Mitteln, um sich vor Naturkatastrophen zu schützen und die 
Folgen derer abzufangen. Betrachtet man nun Konzerne wie 

Nestlé, welcher nur eines von vielen Beispielen ist, der durch 
Privatisierung des Wassers in vielen Ländern Afrikas zu mas-
siver Trinkwasserknappheit geführt hat, so wird schnell klar, 
dass die Ressourcen der Halbkolonien für die Versorgung im-
perialistischer Länder drauf gehen, ohne dass diese Staaten 
selbstständig in der Lage sind, ausreichend Lebensgrundlage 
für die dort lebende Bevölkerung zu schaffen. 
Imperialist_Innen ziehen Nutzen aus den viel günstigeren 
Produktionsbedingungen, den nicht-vorhandenen oder liber-
aleren Umweltschutzgesetzen und der prekären Situationen 
der Menschen vor Ort. Diese sind meist auf extrem unterbez-
ahlte Jobs in miserablen Arbeitsbedingungen angewiesen, 
wodurch Kapitalist_Innen günstiger produzieren können, 
somit günstiger verkaufen bei weniger Ausgaben (Löhne der 
Arbeiter_Innen), mehr Gewinne generieren und damit dem 
Konkurrenzkampf standhalten und diesen weiter anfeuern. 
Nur 63 Unternehmen verursachen 50 Prozent der weltweit-
en Emissionen. Wenige zerstören also mit der Ausbeutung 
von Mensch und Natur die Lebensgrundlage vieler.  Klein-
bäuer_Innen können die ausgetrockneten Felder nicht mehr 
ausreichend bestellen, das Trinkwasser reicht nicht aus und 
Naturkatastrophen machen immer mehr Gebiete unbewohn-
bar, sodass ihnen irgendwann nur noch die Flucht als letzter 
Ausweg bleibt. 
Nachdem die Imperialist_Innen also zuerst die Lebensgrun-
dlage vieler Menschen durch ihre rassistische Ausbeutung 
zerstört haben, reagiert die EU mit einer immer stärkeren Ab-
schottungspolitik an ihren Außengrenzen und geht für ihren 
Profit buchstäblich über Leichen. Bereits in den ersten vier 
Monaten dieses Jahres sind schätzungsweise 600 Menschen 
im Mittelmeer durch unterlassene Seenotrettung ertrunken. 
Der Klimawandel und die damit verbundene Notwendigkeit 
der Flucht können nicht innerhalb des kapitalistischen Sys-
tems beendet werden, denn der Kapitalismus fußt auf dem 
Konzept des freien Marktes, der Profitmaximierung und dem 
oben genannte Konkurrenzkampf. Ohne all dies könnte er sich 
nicht erhalten. Er muss also überwunden werden, um die Kli-
makatastrophe abzuwenden und Fluchtursachen effektiv zu 
bekämpfen. Deshalb ist es wichtig, die globalen Kämpfe ge-
gen Umweltzerstörung, Krieg, Abschiebung, Rassismus und 
Kapitalismus zu verbinden, denn so unterschiedlich sie auch 
scheinen, sie alle haben ihren Ursprung im kapitalistischen 
System.  Doch dieser wird sich nicht von allein überwinden, es 
braucht eine starke antikapitalistische Bewegung der Arbeit-
er_Innen und der Jugend mit folgenden Forderungen:
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Von Leila Cheng
Solche Slogans lesen wir immer wieder bei linken Organisa-
tionen (Spoiler: Auch bei uns), aber

Gewerkschaften sind seit ihrer Entstehung 
Kampforgane der Arbeiter_Innenklasse. 
Die Arbeiter_Innen merkten schnell, dass 
sie allein nichts gegen die Übermacht der 
herrschenden Kapitalist_Innen ausrichten 
konnten und schlossen sich in ihrer ersten 

Selbstorganisation zusammen, den Gewerkschaften, und be-
gannen das Mittel des Streiks zu nutzen, um ihre Bedingungen 
zu verbessern. Gewerkschaften sind somit an vielen erkämp-
ften Erfolgen beteiligt gewesen, z.B. die 40-Stunden-Woche, 
Kündigungsschutz, Verbot von Kinderarbeit, Betriebsräte, 
Arbeitsschutzbestimmungen, steigende Löhne, u.s.w.
Doch Gewerkschaften beschränkten sich von Anfang an auf 
den ökonomischen Tageskampf. Sie wollten die Bedingungen 
der lohnabhängigen Klasse, oder wenigstens Teilen dieser, 
verbessern, aber sie hatten an sich nicht den Anspruch, die 
Ausbeutung oder den Privatbesitz an den Produktionsmitteln 
durch die Kapitalist_Innen aufzuheben und wären allein auch 
nie dazu in der Lage. Das liegt daran, dass gewerkschaftliche 
Organisierung allein kein revolutionäres Bewusstsein erzeugt, 
denn dafür müssten die ökonomischen Kämpfe mit der poli-
tischen Machtfrage verbunden werden, wofür es eine Partei 
der Arbeiter_Innenklasse braucht, die dies beides verbindet 
und um eine Zerschlagung des bürgerlichen Staates und den 
Aufbau einer Arbeiter_Innenmacht kämpft. Gewerkschaften 
können dabei als „Schulen des Sozialismus“ wirken, in dem sie 
zum Ausgangspunkt einer Arbeiter_Innenkontrolle über Fab-
riken und Betriebe werden, Arbeiter_Innen lernen also ver-
mittelst gewerkschaftlicher Organisation, selbst die Produk-
tion zu planen. Davon sind wir heute natürlich weit entfernt...
Gewerkschaftskämpfe konzentrieren sich heute vor allem auf 

Lohnkämpfe oder Arbeitszeitauseinandersetzungen.
Die meisten Gewerkschaften heute und 
hierzulande führen seit Jahren nicht 
mehr als ein paar Warnstreiks, wenn 
es einen neuen Tarifvertrag geben soll 
und speisen ihre Mitgliedschaft mit 
den kleinsten Zugeständnissen ab. Es 
ist also kein Wunder, dass immer mehr 

Menschen die Gewerkschaften verlassen. So ist in den letzten 
20 Jahren die Mitgliedschaft der DGB (Deutscher Gewerk-
schaftsbund) Gewerkschaften um 1/3 gesunken.
Doch woran liegt das? 1918 kam es in Deutschland zur Novem-
berrevolution, diese wurde auf halber Strecke von der SPD-
Führung verraten und sozialistische Revolutionär_Innen wie 
Rosa Luxemburg wurden ermordet. Doch auch die Gewerk-
schaftsführungen machten bei diesem Verrat mit und gingen 
eine langfristige Partnerschaft mit dem Kapital ein: So zum 
Beispiel das Stinnes-Legien Abkommen, wonach ein Arbeit-
geber_Innenverband mit einer Gewerkschaft Tarifverträge  
eingeht, und diese für eine bestimmte Zeit gelten, bis neu 
verhandelt wird. Im Gegenzug sollen sich per Theorie beide 
Partner als gleichberechtigt anerkennen. Die Gewerkschaften 
wurden somit zur anerkannten Mitverwalter_In des Kapitalis-
mus.
Das passierte nicht zufällig. Für die KapitalistInnen wie 
Stinnes (daher der Name des Abkommens) war es nach der 
Novemberrevolution nötig, die Führungen der Arbeiter_In-
nenbewegung wie Ebert (SPD) oder Legien (Gewerkschaf-
ten) in den Kapitalismus einzubinden, um den Kapitalismus 
und damit ihr Eigentum vor den revolutionären Massen der 
Arbeiter_Innen zu retten. Und die Kapitalist_Innen fanden in 
den Arbeiterführer_Innen der SPD und den mit ihr verbun-
den Gewerkschaften willige Partner_Innen, den sie waren auf 
dem Rücken der Arbeiter_Innenbewegung zu einer mittler-

Revolutionäre Ar-
beiter_Innen und 
Jugendliche in die 
Gewerkschaften!

1. Was sind 
eigentlich 
Gewerkschaf-
ten?

2. Doch warum 
sind die 
Gewerkschaften 
heute so negativ 
besetzt?

Staatliche Investition in umweltfreundliche Technologien, 
Recycling und CO2-Neutralität, kontrolliert durch Selbstor-
ganisationen der Arbeiter_Innenklasse wie Räte oder Gew-
erkschaften! Die Ziele des Pariser Klimaabkommens sind nicht 
ausreichend, sollten aber mindestens eingehalten werden! 
Bezahlung aller Kosten für diese Maßnahmen durch Bes-
teuerung der Kapitalist_Innen und Reichen!
Internationale Organisierung des Widerstands gegen die Um-

welt- und Geflüchtetenpolitik  der kapitalistischen Regierun-
gen!
Fluchtursachen bekämpfen! Schluss mit der Ausbeutung von 
Halbkolonien! Imperialistische Staaten sollen für die Schäden 
bezahlen, die sie verursachen!
Offene Grenzen, Staatsbürger_Innenrechte für alle und 
sichere Fluchtrouten überall. Flucht ist kein Verbrechen!
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weile privilegierten Stellung gekommen, in der sie kein In-
teresse mehr an einer sozialistischen Revolution hatten. Wir 
nennen diese abgehobene Schicht deswegen Arbeiter_Innen-
bürokratie, die sich selbst auf einen besser gestellten Teil der 
Arbeiter_Innen stützt. An dieser grundsätzlichen Struktur 
änderte sich auch in der BRD nichts.
In den Gewerkschaften sprechen wir entsprechend von ein-
er Gewerkschaftsbürokratie, die von der Gewerkschaft bez-
ahlt wird, die aber heutzutage auch oft in Aufsichtsräten von 
Konzernen sitzt und nochmal fett dazu verdient, direkt aus 
der Tasche des Kapitals.
Und nun stecken die Bürokrat_Innen in einer Klemme: einer-
seits muss der Kapitalismus erhalten werden und die Kapital-
ist_Innen möglichst zufrieden gestellt werden, denn von ihnen 
hängt ihre privilegierte Gesellschaftsstellung ab, gleichzeitig 
können sie die Klasse nicht 100 Prozent verraten, weil ihnen 
sonst Arbeitskämpfe aus ihrer Kontrolle gleiten können und 
Arbeiter_Innen auf einmal selbst entscheiden, wann sie z.B. 
streiken. Sie geben also ein bisschen dem Druck der Kolleg_
Innen nach, aber leiten ihn in der Regel in ungefährliche Bah-
nen. Wenn wir als Revolutionär_Innen oder auch einfach als 
wütende Arbeiter_Innen selbst den Mund aufmachen und z.B. 
entgegen der Gewerkschaftsführung zum Kämpfen aufrufen, 
kann es nicht nur sein, dass wir den Job verlieren, sondern 
auch aus der Gewerkschaft fliegen.

Trotz alledem sind wir überzeugt, dass 
revolutionäre Arbeit in Gewerkschaften 
auch heute noch möglich und notwen-
dig ist. Aber warum?
Gewerkschaften sind die Schule des 
Klassenkampfes. In ihnen machen viele 
Arbeiter_Innen ihre ersten Erfahrun-

gen mit elementaren Klassenkämpfen, auch wenn diese noch 
nicht besonders radikal sein mögen. In ihnen lernen sie aktiv 
zu werden, z.B. durch Streiks (bzw. Warnstreiks), Aussper-
rungen (=Betriebsbesetzungen) oder Bildung von Basisstruk-
turen. Wir als Revolutionär_Innen haben die Aufgabe und die 
Pflicht, in solche Selbstorganisationen der Arbeiter_Innen-
klasse zu gehen und revolutionäre Politik an die Basis zu tra-
gen. Die Gewerkschaftsbürokratie werden wir dabei natürlich 
nicht überzeugen, und deswegen ist es auch wichtig, keine 
Hoffnungen in diese zu setzten. Wir treten an die Basis heran 
und versuchen sie in der gemeinsamen Aktion von unserer 
Politik zu überzeugen. Dabei treten wir für die Selbstorgani-
sation der Basis in z.B. wähl- und abwählbaren Streikkomitees 
innerhalb der Gewerkschaften und Betriebe ein. In diesen 
versuchen wir auch über Tarifverhandlungen hinaus Streiks 
und andere Basisaktionen, bis hin zu politischen Streiks zu 
organisieren. Dies sorgt für eine An-politisierung für große 
Teile der Mitgliedschaft, gibt ihnen nach Jahren der Stagna-
tion neue Hoffnung und bringt die Möglichkeit, Arbeiter_In-
nen revolutionär zu organisieren. Gleichzeitig setzt es die 
Gewerkschaftsbürokratie unter Druck. Und drittens schafft es 
Selbstorganisierung unserer Klasse und macht sie zum han-
delnden Subjekt. Für uns als Organisation, die langfristig eine 
sozialistische Rätedemokratie anstrebt, ist die Selbstorgani-
sation der Basis unserer Klasse auch im Hier und Jetzt schon 
ein wichtiges Mittel und ein wichtiger Teil in der Schule des 
Klassenkampfes. Aber dieser Druck von unten muss natür-
lich auch mit einer Opposition zur Gewerkschaftsbürokratie 
innerhalb dieser Gewerkschaften einhergehen, sodass solche 
Basisbewegungen langfristig zu einer Räteorganisation un-
serer Klasse führen können.

Für uns als kommunistische Jugendorganisation ist auch 
die Intervention und Arbeit in den Gewerkschaftsjugenden 
besonders wichtig. Diese sind eigentlich für die Lage von 
Jugendlichen, also insbesondere Auszubildenden, Studier-
enden, FSJler_Innen und BFDler_Innen da. Jedoch haben die 
Gewerkschaftsjugenden kein Recht auf Tarifverhandlungen 
und müssen sich allen Beschlüssen ihrer Gesamtgewerkschaft 
unterordnen. Wenn sie eigene Beschlüsse treffen sollten, müs-
sen diese von der Gesamtgewerkschaft umgesetzt werden und 
wenn man sich die aktuellen Tarifverhandlungen anschaut, 
zeigt sich, dass der Gewerkschaftsbürokratie nicht sehr viel an 
der Lage von Auszubildenden bei Tarifverhandlungen liegt. 
Noch schwieriger wird es dann für die restliche arbeitende 
Jugend (z.B. in 450 Euro Jobs oder Praktika), für die die Gew-
erkschaften fast gar nichts tun. Für uns ist es wichtig, die Lage 
von jugendlichen Arbeiter_Innen, die oft einer noch sehr viel 
stärkeren Ausbeutung unterliegen, mit in den Fokus zu rück-
en. Denn viele erkämpfte Forderungen gelten für Jugendliche 
noch nicht einmal, wie z.B. bei Auszubildenden der Mindest-
lohn, wenn deren Betrieb nicht tarifgebunden ist. Hier müs-
sen wir ansetzen und uns auch für die Rechte und den Kampf 
von Jugendlichen in Gewerkschaften stark machen.

Die aktuelle Coronapandemie, aber 
auch die beginnende, dadurch aus-
gelöste, und vom kapitalistischen Sys-
tem verursachte Weltwirtschaftskrise 
treffen uns aktuell sehr hart. Umso 
mehr müssten die Gewerkschaften ein 
Faktor im Kampf gegen anstehende 

und bereits beginnende Massenentlassungen, Lohnkürzu-
ngen und vieles mehr sein. Dies sind sie jedoch oft nicht. 
Man braucht sich nur die Tarifverhandlungen von Verdi 
(Deutschlands größte Dienstleistungsgewerkschaft) oder der 
IG Metall im letzten dreiviertel Jahr, also während der Pand-
emie, anschauen. So wurden zum Beispiel Forderungen, die 
für Teile der Klasse maßgeblich wichtig waren, wie z.B. durch 
Verdi mehr Personal in der Betreuung und in Krankenhäusern 
nicht mal aufgeworfen, und am Ende die Mehrheit der aufge-
worfenen Forderungen mit einem faulen Kompromiss mit den 
Kapitalist_Innen abgespeist. Trotzdem brauchen wir die Gew-
erkschaften, um den aktuellen Kampf zu führen. Deswegen 
ist es für uns als Revolutionär_Innen besonders wichtig, die 
Gewerkschaftsführungen durch Forderungen an diese und 
durch Mobilisierungen ihrer Basis unter Druck zu setzen, um 
Arbeitskämpfe zu entfachen.

Gewerkschaften sind also ein Teil un-
seres Kampfes für eine revolutionäre 
Überwindung des Kapitalismus und 
aller Ausbeutungs- und Unterdrück-
ungsverhältnisse. Dafür brauchen wir 

aber die richtige Strategie im Umgang mit Gewerkschaften. 
Aktuell gibt es viele Bereiche, wo wir diese anwenden sollten, 
ob es die Gerechte-Bildungsbewegung, die Lage von Miet-
er_Innen (siehe Artikel zu Deutsche Wohnen und Co Enteig-
nen), oder die Aufforderung zu bezahlten Betriebsschließung, 
um wirklichen Infektionsschutz leisten zu können. Deswegen 
kämpfen wir für Basisorganisierung in den Gewerkschaften, 
politische Streiks und versuchen eine revolutionäre Praxis 
hinein zu tragen. Für kämpferische Gewerkschaftenn- Kampf 
der Stagnation und Bürokratie!

3. Wie kann 
revolutionäre 
Praxis dann in 
Gewerkschaften 
aussehen?

4. Und wie 
helfen uns 
Gewerkschaf-
ten jetzt in der 
Krise?

5. Was ist die 
Schlussfol-
gerung daraus?
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Lokführer_Innen-
streik: Wer ist 
schuld, wenn meine 
Bahn nicht kommt?!

Von Lars Keller
Gründe, warum wir auf dem Bahnsteig stehen und vergeblich 
auf unseren Regio oder die S-Bahn warten, gibt‘s ja viele. Mal 
sind es die ominösen Verzögerungen im Betriebsablauf, mal ist 
der Zug kaputt, dann eine Weiche 
oder es fehlt einfach an Personal, 
also an Lokführer_Innen. Das ist 
alles nichts Neues, bei einer Bahn, 
die als Erstes Gewinn machen soll 
und erst als Zweites gut funktion-
ieren soll. Personal ausbilden, Sig-
nale schnell entstören, Züge rech-
tzeitig reparieren, das alles kostet und bringt keinen Gewinn. 
Also schauen wir auf die Anzeigetafel und ärgern uns: „Heute 
ca. 15 Minuten später.“ oder gleich „Zug fällt aus.“. Übrigens 
gilt für die Deutsche Bahn ein ausgefallener Zug nicht als ver-
spätet...so kann man sich die eigene Zuverlässigkeit natürlich 
auch schön rechnen.
Demnächst kann es allerdings sein, dass wir auf dem Bahn-
steig stehen, der Zug nicht kommt und der Blick auf die An-
zeigetafel uns verrät: „+++GDL-Streik+++Zug fällt aus+++“. 
Vielleicht ist dir genau das auch schon passiert, entweder, 
weil du beim letzten großen Lokführer_Innenstreik 2015 auch 

schon betroffen warst oder weil neue 
Streiks stattgefunden haben, seitdem 
wir die Zeitung gedruckt haben. Das 
ärgert dich vielleicht, und du fragst 
dich:

Die Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer (GDL) verhandelt 
mit der Deutschen Bahn (DB) derzeit um einen 
neuen Tarifvertrag, also darüber, wie viel Lok-
führer_Innen und andere Arbeiter_Innen bei der 
Bahn demnächst verdienen sollen, wie viel sie ar-
beiten müssen und noch vieles mehr. Bisher wird 
darüber nur im Hinterzimmer zwischen GDL und 
DB verhandelt (öffentlich wäre natürlich besser), aber wenn 
sich aus den Bossen der Bahn kein gutes Angebot heraushan-
deln lässt, kann die GDL versuchen, durch Streiks mehr Druck 
zu machen.
Die Forderungen der GDL solltest du auf jeden Fall unter-
stützen. Warum? Es geht z.B. um 4,8 % mehr Lohn, was drin-
gend nötig ist, wenn wir uns anschauen, wie Mieten explo-
dieren oder Lebensmittelpreise steigen.  Außerdem soll‘s eine 

Coronaprämie von 1300 Euro geben für die, die während der 
Krise den Schienenverkehr aufrecht gehalten haben, damit 
Menschen ohne Auto auch weiterhin zur Arbeit kommen 
konnten.

Die Deutsche Bahn wirft der GDL vor, dass sie mit 
ihren Forderungen die Verkehrswende aufhalte. 
Aber das Gegenteil ist der Fall! Wer einen guten 
Schienenverkehr will, braucht auch gut bezahl-
te Zugbegleiter_Innen und Lokführer_Innen! 
Nicht die Lokführer_Innen sind es, die die Ver-
kehrswende ausbremsen, sondern die Deutsche 
Bahn AG und der deutsche Staat sind es. Beweis? 

In den letzten 25 Jahren wurden in Deutschland 6000 km Glei-
se abgebaut und ungefähr genauso viele Bundesstraßen und 
Autobahnen gebaut, außerdem wurden Tausende Jobs ge-
strichen und die Arbeitsbedingungen der Lokführer_Innen 
wurden um einiges schlechter.

Naja, nein. Die Forderungen der GDL sind 
schon richtig, aber das heißt nicht, dass 
sie alles richtig machen. Beispielswei-
se tat die GDL bei vergangenen Streiks 
wenig dafür, die Fahrgäste miteinzubez-
iehen und das, obwohl es von allen Seit-

en die widerlichste Hetze hagelte, vor allem aus jenen dreck-
igen Fingern der BILD-Zeitungsredaktion. Das wird sicher 
wieder passieren.
Die GDL könnte auf die Fahrgäste zugehen, indem in einer er-
sten Stufe des Streiks Lokführer_Innen die Züge zwar weiter-

fahren, aber angekündigt 
keine Ticketkontrollen 
mehr durchführen (ein 
indirekter Aufruf zum 
kostenlosen ICE fahren). 
Oder dass der Fokus des 
Streiks auf den Güterver-
kehr gesetzt wird, was 

bei den deutschen Autoindustrien und anderen Großin-
dustrien schnell zu derart großen wirtschaftlichen Proble-
men führen würde, dass ein großer Druck auf die Bundesr-
egierung und den Staat als Eigentümer der Deutschen Bahn 
daraus hervorgehen würde. Am Ende ist aber natürlich auch 
ein Streik im Personenverkehr legitim, gepaart mit einer Kam-
pagne unter den Fahrgästen. Unserer Ansicht nach sollten die 
Kolleg_Innen das selbst durch Streikkomitees demokratisch 

Warum streiken 
die denn? Und 
das auch noch 
ausgerechnet 
jetzt!

Klingt ja, als 
würden die 
alles richtig 
machen?!

Der Grund ist einfach 
der, dass mehr Wettbe-
werb auch mehr Kosten 
einsparen bedeutet

Nicht die Lokführer
_Innen sind es, die 
die Verkehrswende 
ausbremsen
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Vater, Mutter, 
Kind - 
Bürgerliche 
Familie

Von Janeck Peschel
Kennst du das? Mama macht die Wäsche, kocht, hält die 
Wohnung sauber und stemmt nebenbei noch ihre berufliche 
Karriere. Deine Eltern sagen dir mit 14 du sollst 16 werden, 
damit sie es dir erlauben, wenn du 16 bist, 18 und wenn du 18 
bist, sobald du deine Füße nicht mehr unter ihrem Tisch hast. 
Ebenso wie Sätze, wie: „bist du nicht langsam in dem Alter, wo 
du eine Familie gründen solltest?“ oder „Du bist bisexuell? 
Ich verstehe das voll, in deinem Alter will man sich auch mal 
ausprobieren“. Das alles ist bürgerliche Familie, das alles ist 
das patriarchalische Familienbild, in welchem eine klare Rol-
lenverteilung herrscht und mit ihrer Ideologie unser Leben 
prägt. Familie bedeutet in diesem System nicht nur Fürsorge, 
Verbindlichkeit und Solidarität, sondern auch Zwang und Un-
terdrückung. In diesem Artikel werde ich mich der Jugend- 
sowie Frauenunterdrückung annehmen und klären, woher 
diese kommt und wie sie sich äußert.  

Ich werde im Folgenden über die Rol-
lenverteilung zwischen Mann und 
Frau sprechen, wozu eine Sache noch 
angemerkt ist: In welche Rolle wir 
gedrängt werden, hängt letzten Endes 
von unserer Sozialisation ab, also wie 

wir erzogen werden, und was wir tagtäglich um uns herum 
erleben. Diese muss nicht mit dem biologischen und erst re-
cht nicht mit dem empfundenen Geschlecht zusammenfallen. 
Dennoch existiert diese binäre gesellschaftliche Zuschreibung 
und um dessen Wirkung beschreiben zu können, verwende 
ich dennoch die Begriffe Frau und Mann. 
Frauen- und Jugendunterdrückung sind ein strukturelles 
Problem in der kapitalistischen Gesellschaft. Betrachten wir 
dazu einmal das Problem mit der Hausarbeit, welche den 

Frauen in der bürgerlichen Familie angehangen wird. Ein 
Mann, der weiß, wie man eine Waschmaschine bedient oder 
in Elternzeit geht, ist auch in der heutigen BRD eher noch ein 
Randphänomen als Standardpartner. Denn diese Unterdrück-
ung beschränkte sich keinesfalls auf vergangene Zeiten, wie 
die 50er und 60er, in denen es der Ehefrau nicht einmal erlaubt 
war, ohne die Zustimmung des Ehemanns arbeiten zu gehen, 
geschweige denn ein eigenes Konto zu besitzen. Sie ist trotz 
gewisser feministischer Errungenschaften nach wie vor Teil 
dieser Gesellschaft, fußend auf kapitalistischer Wirtschafts-
weise und der sich daraus ergebenden Ideologie. Frauen sind 
nunmehr durch Beruf und Hausarbeit doppelt belastet, wobei 
ihnen oftmals selbst in aufgeklärten Haushalten nur spärlich 
Arbeit abgenommen wird, indem z.B. der Gender Pay Gap 
dafür sorgt, dass es finanziell mehr Sinn ergibt, dass die Frau 
den Großteil der Hausarbeit übernimmt.
Sowohl die Monogamie als auch die Norm der heterosexuel-
len Beziehung beruht auf derselben Grundlage der Arbeit-
steilung. Auch wenn (zumindest in der BRD) „Zuwiderhand-
lungen“ nicht bestraft werden, läuft das bürgerliche Gesetz 
auf die bürgerliche Kleinfamilie hinaus und begünstigt sie 
deutlich über alternative Lebensformen, beispielsweise beim 
Sorgerecht. Indem auch auf ideologischer Ebene die „klas-
sischen Familie“ als gesellschaftliche Norm festgelegt wird, 
werden jegliche Abweichungen im besten Fall unsichtbar 
gemacht, im schlimmsten Fall von Konservativen bis Rechten 
angegriffen.
Stellt sich nun also die große Frage nach dem „Warum“? 
Wozu dient die Frauenunterdrückung im Kapitalismus? Was 
ist ihr tieferer Sinn? Um zu klären, warum sich ausgerechnet 
die Unterdrückung der Frau durch den Mann ergibt, empfehle 
ich das Werk „Ursprung der Familie, des Staats und des Pri-

entscheiden und kontrollieren, wie sie was bestreiken und es 
nicht einfach dem Gewerkschaftsvorstand überlassen.
Denn letztlich verdient die GDL auch dafür Kritik, dass sie 
den Vorstoß der Grünen (richtig, die Partei, die Wälder für 
Autobahnen fällen lässt) unterstützt, die Deutsche Bahn zu 
zerschlagen, also für mehr Konkurrenz („Wettbewerb“) auf 
der Schiene zu sorgen. Erfahrungsgemäß führt das zu einer 
noch beschisseneren Betriebsqualität, also mehr „15 Minuten 
später“ oder „Zug fällt aus“ oder generell Fahrpläne die gar 
nicht zusammenpassen. Der Grund ist einfach der, dass mehr 

Frauenunter-
drückung in der 
bürgerlichen 
Familie

Wettbewerb auch mehr Kosten einsparen bedeutet, womit wir 
wieder bei nicht reparierten Zügen und unterbezahltem Per-
sonal wären…
Demgegenüber sollten wir und alle, die es ernst meinen mit 
der Verkehrswende und dem Klimaschutz, dafür eintreten, 
dass der gesamte Transportsektor entschädigungslos enteig-
net und verstaatlicht wird und von Arbeiter_Innen, Pendler_
Innen usw. demokratisch kontrolliert wird. Denn die Eisen-
bahn soll keinen Gewinn machen, sondern uns nachhaltig und 
sicher von Hier nach Dort bringen!
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vateigentums zu lesen“ von Friedrich Engels. In diesem Werk 
wird der Ursprung von Sexismus genauer beleuchtet, wofür in 
diesem Artikel kein Platz bleibt.  Dafür möchte ich aber darauf 
eingehen, wie der Kapitalismus und seine Ausbeutungsform 
der Lohnarbeit seinen Nutzen aus Sexismus, zieht. Modellhaft 
ist das leicht erklärt: Der Mann muss seine Arbeitskraft an die 
Kapitalist_Innen verkaufen und um die Kraft dafür zu haben, 
sprich um sich reproduzieren (seine Kraft wiederherstellen) 
zu können, braucht es die Frau, welche kostenlos die Hausar-
beit übernimmt und die Kinder umsorgt. Der Kapitalismus 
braucht diese klare aufgabenbezogene Rollenverteilung, um 
einerseits den Nachwuchs neuer Arbeitskräfte und ander-
erseits die Reproduktion und somit die Wiederverwertbarkeit 
der Arbeitskraft zu garantieren, ohne dass dabei die Hausar-
beit ebenfalls entlohnt wird, also ohne selbst Profitverluste 
dadurch machen zu müssen. Diese Rollenverteilung ist heu-
tzutage keinesfalls gelöst, da sie sich jeher ideologisch fortp-
flanzt und ihren Nutzen findet. 

Ebenso wird die Jugend in dem bürger-
lichen Familienbild stark benachteiligt. 
Finanzielle Abhängigkeit von den Eltern 
und rechtliche Bevormundung sind hier 

die Hauptproblempunkte. Als Jugendliche_r kann man sich 
meist bereits eine Meinung bilden und eigene Ziele im Leben 
setzen, ist aber an die Eltern gebunden. Wohnort, Kleidungss-
til und generelle Lebensplanung sind in vielen Fällen vom 
elterlichen Reichtum abhängig. Die dazu kommende rechtli-
che Benachteiligung, wie das Verbot, Verträge unter 18 Jahren 
abschließen zu können, verschafft den Eltern gegenüber ihren 
Kindern ein starkes Machtverhältnis, was nicht allzu selten in 
Manipulation endet.
Dass Jugendlichen nicht alle Rechte zustehen, weil sie noch 
nicht arbeiten, wird zwar oft als Argument angeführt, ist aber 
etwas zu kurz gedacht: Einerseits werden Jugendliche auf 
dem Arbeitsmarkt ebenfalls diskriminiert und nicht vollwer-
tig für ihre Tätigkeiten bezahlt (es gilt in der Ausbildung oder 
unter 18 kein Mindestlohn). 
Anderseits sollte die eigene 
Persönlichkeitsentwicklung 
nicht von der eigenen Arbe-
itskraft und dem finanziellen 
Stand abhängen. Aber genau 
dieses Bild einer Gesellschaft, welches auf Leistungsdruck 
aufbaut, führt zu einer Herabwürdigung derer, welche noch 
nicht in den Arbeitsprozess eingebunden sind, als nutzlose 
und unselbständige. Vielmehr sollte das Ideal der Solidarität 
und größtmöglichen Entfaltung aller gelten! 

Der Sinn ist also die Reproduktion von 
Arbeitskraft und Erziehung von neuen 
Arbeitskräften ins Private zu verlagern, 
damit das Kapital Kosten sparen kann. 
Weiterhin werden Jugendliche und 
Kinder in so einem Familiensystem 
schon früh zu Gehorsam und Unter-

ordnung erzogen, was sie später ihrer/m Kapitalist_In zeigen 
sollen. Außerdem dient die bürgerliche Familie in der herr-
schenden Klasse immer noch dem, was die monogame Fam-
ilie seit ihrer Entstehung in jeder Klassengesellschaft leisten 
sollte: der Vererbung von Privateigentum innerhalb genet-
ischer Abstammungslinien, also dem Erhalt der herrschenden 
Klasse als Besitzende.
Somit schafft es die bürgerliche Familie ein klares Rollenbild 
zu vermitteln und dem Mann eine höhere Stellung zu ver-

leihen, gemäß dem patriarchalen Aufbau dieses Familien-
systems. Alles zu dem Zweck, eine geordnete Arbeitsteilung 
im Rahmen der Familie zu haben, damit der Fortbestand des 
Systems und der kapitalistischen Ausbeutung auch durch die 
Familie geschützt wird. Die Bevorteilung des Mannes, welche 
sich vor allem finanziell stützt, setzt ihn als Familienoberhaupt 
ein, sodass dieser tonangebend gegenüber Frau und Kindern 
wird. Nicht selten mündet dieses strukturelle hervorgebrachte 
Privilegium auch in häuslicher Gewalt, worunter Frauen und 
Jugendliche jahrelang leiden und tiefe psychische Verletzu-
ngen davontragen können. Gerade durch den Lockdown 
hat diese nochmal erheblich zugenommen, da die Familie 
nunmehr den einzigen Rückzugsort ohne Einschränkungen 
darstellt. Dabei stellt der Lockdown aber nicht die Hauptursa-
che dar, sondern verschärft, was im System bereits grundleg-
end vorzufinden ist.

Kurzum, die bürgerliche Familie ist pa-
triarchal, diskriminierend gegenüber 
Frauen, Jugendliche und den LGBTI-

AQ*-Menschen; sie ist aber auch überwindbar. Ein Lösung-
sansatz für die Enthebung des Patriarchats ist unter anderem 
die Vergesellschaftung der Hausarbeit, sodass dieses Problem 
der Reproduktion ein gesellschaftliches wird, welches nicht 
durch den einzelnen Hausstand geregelt werden muss. Hi-
erbei muss es mehr Möglichkeiten im öffentlichen Raum ge-
ben, um anderen Menschen bei ihren alltäglichen Arbeiten 
zu helfen, wie kostenlose Kitas, Mensen und Wäschereien. Am 
Rande bemerkt ist dies sogar ressourcensparender, da nicht 
jeder Haushalt für sich alleine zig Geräte hat, die die meiste 
Zeit nicht genutzt werden. Ein weiterer wichtiger Punkt ist es, 
Akzeptanz gegenüber alternativen Beziehungsformen zu er-
reichen, sowie den Betroffenen von häuslicher Gewalt mehr 
Schutz und Gehör zu verleihen. Außerdem sollten gemein-
schaftliche Selbstverteidigungskomitees gegen Gewalt und 
Übergriffe gegen Frauen und LGBTIAQ* aufgebaut werden. 
Zur Beendigung der finanziellen Abhängigkeit müssen wir 

einerseits gleiche Bezahlung für gleichwer-
tige Arbeit durchzusetzen und andererseits 
Jugendlichen mit einem garantierten Mind-
esteinkommen und gute Alternativen zu ihrem 
Elternhaus ihre Freiheit und Selbstbestim-
mung zurückgeben.   

Die bürgerliche Familie ist weder ewig noch alternativlos, son-
dern entsteht aus der konkreten kapitalistischen Gesellschaft. 
Daher lässt sich das Patriarchat sehr wohl lösen, indem der 
Kapitalismus zusammen mit dem Privateigentum fällt und 
eine Vergesellschaftung der Produktionsmittel uns den Weg in 
den Sozialismus ebnet, der unsere Klasse, die Arbeiter_Innen-
klasse, von dem Joch der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen befreit. Nur durch die Aufhebung wirtschaftli-
cher Ungleichheit lässt sich eine Gleichheit der Menschen aus 
emanzipatorischer Sicht erreichen. Wenn wir die private Kon-
trolle über die Produktion aufheben, und gemeinschaftlich 
als Arbeiter_Innen bestimmen, was die Gesellschaft braucht 
und was produziert werden muss, wird es auch möglich sein 
die Reproduktion der Arbeitskraft aller gemeinschaftlich 
und frei von privater Überbelastung zu organisieren (=Verg-
esellschaftung der Hausarbeit). Dafür wird, auch die private 
Vererbung und die private Erziehung aufgelöst, und zu einer 
Aufgabe der Gemeinschaft gemacht werden. So, dass keine 
Frau, kein Jugendliche/r, keine LGBTIAQ* Person mehr Un-
terdrückung erleiden muss. Lasst uns gemeinsam das Patriar-
chat zerschlagen!

Jugendunter-
drückung

Was können wir 
dagegen tun?

Was ist der Sinn 
der bürgerlichen 
Familie und was 
sind ihre Aus-
wüchse? 

Die bürgerliche Familie 
ist weder ewig noch 
alternativlos
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Solidarität mit 
der Jugend in 
Sheikh Jarrah! 
Solidarität mit 
dem palästinensis-
chen Widerstand!

Von Dilara Lorin, Stand: 11. April 2021. Da es zum Zeitpunkt des 
Drucks bloß der Anfang des Konflikts war, sind Einzelheiten des 
Artikels sicher veraltet, aber die Analyse dürfte noch treffen!

Seit Montag, den 10. Mai, bombardiert die israelische Luftwaffe 
Gaza. Mindestens 24 Menschen, darunter 9 Kinder, wurden 
nach Angaben des palästinensischen Gesundheitsministeri-
ums bis zum Morgen des 11. Mai getötet, 109 wurden verletzt. 
Insgesamt flogen die israelischen Streitkräfte 150 Angriffe.
Die Regierung Netanjahu und die Armeeführung präsentier-
en und rechtfertigen die Bombardierungen einmal mehr als 
Akt der Selbstverteidigung – und in ihrem Gefolge auch die 
westlichen imperialistischen Schutzmächte und Verbündet-
en Israels. Die Aktion wird als Reaktion auf den Abschuss von 
über 100 Raketen aus Gaza dargestellt, als Vergeltung auf eine 
vorhergehende Aktion der Hamas und des palästinensischen 
Widerstandes, die allgemein als „Terrorist_Innen“, „Isla-
mist_Innen“ oder blutrünstige „Antisemit_Innen“ diffamiert 
werden.
Kurzum, der ideologischen Rechtfertigung der zionistischen 
Regierung wie ihrer westlichen Unterstützer_Innen gelten die 
Palästinenser_Innen als Aggressor_Innen. Die Vergeltungss-
chläge sollen bloß „verhältnismäßig“ bleiben und, so das 
stillschweigende Kalkül, nach einigen Tagen verebben.
Verschwiegen wird, worum es im „Konflikt“ eigentlich geht, 
worin seine Ursachen eigentlich bestehen. Dabei verdeutlicht 
der Kampf gegen die Räumung palästinensischer Wohnungen 
und Häuser im Ostjerusalemer Stadtteil Sheikh Jarrah exem-
plarisch, worum es sich dreht: um die fortgesetzte, systema-
tische Vertreibung und nationale Unterdrückung der palästin-
ensischen Bevölkerung. Ostjerusalem soll die nächste Etappe 
der Vertreibung und Annexion durch den zionistischen Staat 
darstellen – eine fortdauernde, die mit der Gründung Israels 
und dessen Expansion untrennbar verbunden ist.

Auch wenn mittlerweile die in-
ternationalen Medien voll sind 
mit Berichten über Sheikh Jar-
rah, die Zusammenstöße von 

Polizei, zionistischen, rechten Siedler_Innen und palästin-
ensischen Jugendlichen, so dienen diese wohl eher dem Ein-
schwören auf die israelische und westliche politische Linie 
denn der Information.
Es wird nicht erwähnt, dass der zionistische Staat seit sein-
er Gründung unablässig fortfährt, Palästinenser_Innen aus 
ihren Wohnungen und Häusern zu vertreiben und dadurch 
in die Flucht zu zwingen. Es werden die ultraorthodoxen und 
rechten Gruppierungen nicht erwähnt, die friedlich Fasten 
brechende oder protestierende Palästinenser_Innen angreif-
en, sie aus ihren Häusern werfen und tatkräftig von den staat-
stragenden Parteien hofiert und unterstützt werden. Es wird 
beim Lob für Israels Impfkampagne nicht erwähnt, dass in den 
vom Staat besetzten israelischen Gebieten die Bevölkerung 
nicht nur keinen Zugang zum Impfstoff erlangt, sondern auch 
das gesamte Gesundheitssystem permanent vor dem Zusam-
menbruch steht. Palästinenser_Innen sind faktisch Menschen 
zweiter Klasse. Ihnen werden gleiche bürgerliche Rechte vor-
enthalten, Westbank und Gaza werden immer mehr von der 
Außenwelt abgeschottet.
Die rechte Regierung Netanjahu setzt seit Jahren auf einen 
aggressiveren Kurs der Vertreibung und der Annexion von 
Land in der Westbank infolge des Siedlungsbaus. Unter der 
Administration Trump und deren „The Deal of the Century“ 
wurde Jerusalem offiziell als Hauptstadt Israels anerkannt, 
eine Einladung an die zionistische Regierung, an Behörden 
und Gerichte sowie an rechte Siedler_Innen, die Annexion Os-
tjerusalems voranzutreiben.

Sheikh Jarrah ist ein Viertel in 
Ostjerusalem, welches auch 
nach 1948, der Gründung des is-
raelischen Staates, mehrheitlich 
von Palästinenser_Innen be-

wohnt war, während im Westen mehrheitlich israelische 
Staatsbürger_Innen wohnen und Palästinenser_Innen diesen 
Teil der Stadt nicht einfach so betreten dürfen. In Sheikh Jar-
rah werden sie vertrieben – entweder auf „legalem“ Weg, 
indem israelische Gerichte Ansprüche von Siedler_Innen auf 
Häuser legitimieren, die seit Jahrzehnten von Palästinenser_
Innen bewohnt wurden, oder auf „illegalem“, indem der Bau 

Die Vorgeschichte 
ist Vertreibung und 
Unterdrückung

Was hat all dies mit 
Sheikh Jarrah zu 
tun?
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nachträglich anerkannt wird. Die Besatzungsbehörden planen 
außerdem den Bau von 200 Siedlungseinheiten auf dem Land 
und in den Häusern der Bevölkerung von Sheikh Jarrah. Ins-
gesamt wurden zwischen 2004 bis 2016 685 palästinensische 
Häuser zerstört. 2513 Menschen verloren ihre Wohnung. Diese 
Vertreibung ist seit mehr als 40 Jahren ein Teil des israelischen 
Siedlungsplans, um auf diesen Flächen Siedlungen zu erricht-
en, so wie es im Westjordanland tagtäglich geschieht. Es ist 
Teil einer bewussten Politik, die immer mehr versucht, den 
Wohnraum und die Existenz von Palästinenser_Innen einzus-
chränken

Gegen die Räumung palästinen-
sischer Häuser und Wohnungen 
wehren sich seit Tagen vor al-
lem Jugendliche in Ostjerusalem. 

Dagegen ging die Polizei mit äußerster Brutalität, mit Blend-
granaten und Wasserwerfern vor. Hunderte wurden zum 
Teil schwer verletzt, um Unrecht und die Ordnung der Herr-
schenden aufrechtzuerhalten.
Anlässlich des „Jerusalem-Tages“, an dem in Israel die An-
nexion Ostjerusalems im Zuge des 6-Tage-Krieges von 1967 
gefeiert wird, eskalierten rechte Siedler_Innen am 10. Mai be-
wusst die Lage, indem sie trotz der Spannungen ihren jähr-
lichen reaktionären Fahnenmarsch durchführten. Diesmal 
wurde aus der gezielten Provokation faktisch ein Angriff auf 
die Al-Aqsa-Moschee. Diese befindet sich auf der Westseite 
Jerusalems in der Altstadt und bildet für die Muslime/a eines 
der 3 wichtigsten Heiligtümer. 
Während sich ein Teil der Palästinenser_Innen noch im Fast-
enmonat Ramadan befanden, kämpfen diese und andere ge-
gen die Attacken. Es verbreiteten sich Bilder, auf denen in der 
Al-Aqsa-Moschee Jugendliche Steine sammeln, Barrikaden 
bauen, um dem angekündigten Angriff entgegenzuwirken, 
und ein wütender Mob Siedler_Innen an den Türen und Tor-
en der Altstadt rüttelt. Die Situation dauerte mehrere Tage an 
und es wurden mehr als 300 Palästinenser_Innen verletzt.
Der Angriff auf die Al-Aqsa-Moschee stellt dabei eine gezielte 
Provokation nicht nur der Palästinenser_Innen, sondern aller 
Muslime/a, ja aller Unterdrückten im Nahen Osten dar. Dabei 
wurden bewusst und provokant religiöse Gefühle verletzt. Im 
Kern geht es aber um keine Glaubensfrage, sondern darum, 
den national und rassistisch Unterdrückten ihre Ohnmacht, 
ihre Chancenlosigkeit vorzuführen.
Der Widerstand gegen die Räumungen bildet daher nur ein-
en Aspekt eines größeren Kampfes gegen ein System der Un-
terdrückung, der Vertreibung. An vorderster Front bei den 
Demonstrationen und Kämpfen steht dabei oft die palästinen-
sische Jugend.

Der Kampf um Sheikh Jarrah und um 
Al-Aqsa wirkt wie der berühmte Funken, 
der das Pulverfass zu entzünden droht. 

In zahlreichen Städten in der Westbank gingen Jugendliche, 
Arbeiter_Innen, Bauern/Bäuerinnen und die verarmten Mas-
sen auf die Straße. In Nazareth, Kafr Kana oder Schefar’am 
brachen in der Nacht vom Montag zum Dienstag lokale Auf-
stände aus. In Gaza marschieren Tausende an die von der is-
raelischen Armee hermetisch abgeriegelte und hochmilitaris-
ierte Grenze.
Unter anderem die Hamas feuern Raketen auf Israel, wohl 
wissend um die blutige Antwort von dessen Luftstreitkräften. 
Auch wenn die Raketenangriffe auf Israel strategisch sinnlos 
sind und letztendlich eine Verbindung mit der israelischen Ar-
beiter_Innenklasse verbauen, so unterscheiden wir als Rev-

olutionär_Innen klar zwischen der Gewalt der Unterdrück-
er_Innen, des israelischen Staates und seiner Armee, und der 
Unterdrückten und solidarisieren uns mit dem Widerstand. 
Doch diese verzweifelten Aktionen in einem asymmetrischen 
Krieg verdeutlichen auch die Entschlossenheit des palästin-
ensischen Volkes, dessen Würde und Existenz untrennbar mit 
dem Widerstand gegen die Besatzung verbunden ist.
Eine neue Intifada liegt in der Luft. Die entscheidende poli-
tische Frage ist jedoch, wie sich diese ausweiten, wie sie siegen 
kann. Die zionistische Vertreibung und Expansion und die of-
fene Unterstützung durch Trump haben schon in den letzten 
Jahren die Palästinenser_Innen in eine immer verzweifeltere 
Lage gebracht und auch die politische Führungskrise in der 
Linken und Arbeiter_Innenklasse massiv verschärft. Auch 
wenn die Palästinensische Autonomiebehörde und die Hamas 
die Bewegung in Ostjerusalem unterstützen, so kollaboriert 
erstere nach wie vor mit dem zionistischen Staat und jagt ein-
er Verhandlungslösung nach. Auch die Hamas verfügt über 
keine Strategie zum Sieg und bietet eine reaktionäre, religiöse 
und keine fortschrittliche, demokratische oder gar sozialis-
tische Perspektive im Interesse der Arbeiter_Innenklasse.
Die zentrale Frage besteht daher darin, wie die fortgesetzten 
Bombardements Israels gestoppt und die lokalen Aufstände 
der Jugend verbreitert werden können und in diesem Zuge 
auch eine neue, revolutionäre Kraft in Palästina aufgebaut 
werden kann. Dies ist nicht so sehr eine organisatorische, son-
dern vor allem eine programmatische Frage.
Um den Widerstand gegen die zionistische Aggression voran-
zutreiben, braucht es eine neue Intifada, die die Form eines 
Generalstreiks in den Werkstätten und auf den Feldern sowie 
der Einstellung jeder Kooperation mit den Institutionen der 
Besatzungsmacht annimmt. Die Möglichkeiten des rein ökon-
omischen Drucks in Palästina sind aufgrund der Ersetzung 
palästinensischer Arbeitskraft in vielen israelischen Unterne-
hmen erschwert, wenn auch nicht unmöglich.
Von entscheidender Bedeutung könnte und müsste die Soli-
darität der Arbeiter_Innenklasse und Unterdrückten in den 
Ländern des Nahen Ostens (auch Israel selbst) sein, indem sie 
Israel und seine militärische Maschinerie durch Streiks und 
Weigerung, Waren zu transportieren oder Finanztransak-
tionen durchzuführen, unter Druck setzt. Dies könnte in 
Verbindung mit massenhaften Solidaritätsdemonstrationen 
auch die reaktionären arabischen Regime in Ägypten und 
Saudi-Arabien oder die vorgeblichen Freund_Innen der 
Palästinenser_Innen wie Erdogan oder Chamenei entlarven 
und die Arbeiter_Innenklasse zur führenden Kraft im Kampf 
gegen den Zionismus machen.
Dieser Druck kann auch die klassenübergreifende Einheit 
zwischen Kapital und jüdischer Arbeiter_Innenklasse in Israel 
unterminieren und damit die Perspektive eines gemeinsam-
en Kampfes von palästinensischer Arbeiter_Innenklasse und 
Bauern-/Bäuer_Innenschaft mit der jüdischen Arbeiter_In-
nenklasse gegen Zionismus und für einen gemeinsamen, mul-
tinationalen Staat unter Anerkennung des Rückkehrrechts 
aller Palästinenser_Innen eröffnen.
Schließlich müssen die Arbeiter_Innenklasse und die Linke 
in den imperialistischen Ländern selbst in Solidarität mit dem 
palästinensischen Volk auf die Straße gehen und mit Streik 
und Blockaden von Transporten den Druck auf Israel erhöhen, 
die Luftangriffe auf Gaza und die Repression in Ostjerusalem 
einzustellen. 
Die Bombardements seitens Israel, die Belagerung Gazas und 
die Siedlungsbauten in der Westbank haben auch jede Hoff-

Al-Aqsa, Jerusalem 
und der Widerstand

Flächenbrand
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Konjunkturpaket 
in den USA: So-
zialdemokratische 
Krisenpolitik

Von Alex Metzger
Die USA befinden sich in einer der 
schlimmsten wirtschaftlichen Kris-
en ihrer Geschichte. Die Krise, die 
mittlerweile weltweit zu einer dre-
ifachen Krise, einer Krise des Ge-

sundheitssystems, einer ökologischen und einer Wirtschaft-
skrise herangewachsen ist verlangt nach neuen Maßnahmen 
das System zu erhalten.
Die Trumpsche Krisenpolitik, die die USA zu einem Steuer-
paradies gemacht haben und so Investitionen in den USA 
und die industrielle Produktion ankurbeln sollten zeigen nur 
ungenügende Erfolge. Die neoliberale Krisenpolitik, unter 
deren Agenda das System der sozialen Absicherung und der 
öffentlichen Infrastruktur immer weiter untergraben wurden, 
haben den US-Imperialismus nicht ausreichend stabilisieren 
können. Wirtschaftlich und militärisch werden die USA global 
vom imperialistischen Konkurrenten China unter Volldampf 
eingeholt. Während sich die chinesische Wirtschaft rasant von 
den Folgen von Corona erholen kann, kämpfen alle anderen 
(imperialistischen) Staaten mit den Folgen des Rückgangs und 
der teilweisen Einstellung von Produktion und Einzelhandel.
Nach seinem knappen Wahlerfolg muss Biden liefern, sicher 
wird er gerade jetzt an den Erfolgen im Kampf gegen den Co-
rona Virus und am Plan zum Wiederaufbau der USA gemes-
sen. Dass er diese Erfolge nicht mit der Fortsetzung der Spar-
politik erringen wird ist offensichtlich. Die Notwendigkeit ein 

Infrastrukturprogramm auf den Weg zu bringen, das in der 
Lage dazu ist, den US-Kapitalismus wieder in die Position der 
hegemonialen Weltmacht zu bringen ist gegeben.
Trotz aller positiver Maßnahmen, die das Konjunkturpaket be-
inhaltet und der sicherlich positiven Auswirkungen auf einen 
großen Teil des US-Proletariats, insofern er zumindest einige 
der Versprechungen einhält, sollten nicht darüber hinwe-
gtäuschen, dass auch dieses Konjunkturpaket in Erster Linie 
dem Erhalt der wirtschaftlichen, politischen und militärischen 
Dominanz der USA auf globaler Ebene dient.

„Built Back Better“, unter diesem Slo-
gan trat Biden zur Wahl an. Was aber 
bedeuten die drei B´s genau? Das aus 
dem links populistischen Lager über-

nommene Konzept möchte eine Stärkung der Wirtschaft unter 
den Maßgaben sozialer Gerechtigkeit und ökologischer Ver-
träglichkeit erreichen. Die Modernisierung der Infrastruktur 
und Investitionen, beispielsweise in grüne Verkehrsinitiativen 
sollen gut bezahlte Arbeitsplätze schaffen, gleichzeitig sollen 
langfristig amerikanische Gewerbe gestärkt werden.
Die Nähe zu Trumps „make America great again“ Politik, ver-
deutlicht sich an Bidens Slogan „buy american“. Biden setzt 
dabei aber auf multilaterale Wirtschaftsabkommen und einen 
„weicheren“ Protektionismus.
Der American Rescue Plan Act of 2021 ist das größte Kon-
junkturpaket der Geschichte der USA. Die Investitionen sollen 

nung auf die Zwei-Staaten-Lösung begraben. Angesichts 
der Vertreibung, der Aggression und Unnachgiebigkeit der 
israelischen Regierungen erweist sie sich nicht nur als reak-
tionär, sondern schlichtweg auch als komplett illusorisch, 
als diplomatische Farce. Die einzig mögliche demokratische 
Lösung besteht in der Zerschlagung des Systems der Apart-
heid und der rassistischen Grundlage des zionistischen 
Staates, im Recht auf Rückkehr für alle Palästinenser_Innen 
und in der Errichtung eines binationalen, säkularen Staates 
auf der Basis vollständiger rechtlicher Gleichheit aller. Die im-
perialistischen Staaten wie die USA, Deutschland, Britannien 
und die EU müssen dazu gezwungen werden, die Kosten für 
diese Rückkehr und den Aufbau der nötigen Infrastruktur und 
Wohnungen zu tragen. Damit diese ohne nationalistische Ge-
gensätze erfolgen kann, muss diese demokratische Umwälzu-

ng mit einer sozialistischen, mit der Enteignung des Großkap-
itals und Großgrundbesitzes verbunden werden.
Schluss mit der Besatzung! Keine Bomben auf Palästina!
Solidarität mit dem palästinensischen Widerstand!
Für einen binationalen Staat, in dem alle Staatsbürger_Innen 
gleiche Rechte haben unabhängig von ethnischer Herkunft 
und Religion!

Was hat es mit 
dem Konjunktur-
paket auf sich?

Was beinhaltet 
das Konjunktur-
paket?

Für ein sozialistisches 
Palästina als Teil Vereinigter 
Sozialistische Staaten des 
Nahen und Mittleren Ostens!
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sich insgesamt auf 1,9 Billionen Dollar belaufen, mehr als das 
jährliche Brutto Inlands Produkt von Brasilien (Platz neun im 
weltweiten Vergleich).
Unter anderem sollen 1400 Dollar ausgezahlt werden, an alle 
Amerikaner_Innen mit einem Einkommen von unter 80.000 
Dollar im Jahr. Es sollen befristete Arbeitslosenhilfen, bis 
September, ausgezahlt werden, zusätzlich zu den Zahlungen 
lokaler Behörden. Darüber hinaus soll eine Art Kindergeld 
eingeführt werden.
Langfristige Maßnahmen, wie die Einführung eines Flächen-
deckenden existenzsichernden Mindestlohns, wurden nicht 
aufgenommen. Die versprochenen 15 Dollar Mindestlohn sol-
len nur in Betrieben ausgezahlt werden, die im Staatsauftrag 
arbeiten. Der aktuelle Mindestlohn in den USA beträgt 6,35€ 
(man bedenke fehlende soziale Absicherung, Krankenver-
sicherungen etc.) Die sozialen Maßnahmen, wie die Arbeit-
slosenhilfe sollen befristet bleiben.
Investitionen sollen unter andrem in die Modernisierung von 
rund 32.000 km Straße, die Sanierung von 10.000 Brücken, die 
Modernisierung von Flughäfen, Häfen und in den Bau einer 
halben Millionen Ladestationen für E-Autos gesteckt werden. 
Der Nahverkehr soll durch Investitionen von bis zu 25 Mrd. 
Dollar emissionsfrei werden. Unter anderem sollen diese 
Maßnahmen aus der Erhöhung der Unternehmenssteuer 
(Steuer auf Unternehmensgewinne) auf 28 % (Trump hatte sie 
von 35% von auf 21% abgesenkt) und die Erhöhung der Kapi-
talertragssteuer (Steuer auf Zinserträge und Aktiengewinne) 
finanziert werden.
Allein die Ankündigung seines Investitionsprogramms hatte 
Prognosen von bis zu 7% Wirtschaftswachstum in den USA in 
2021 zur Folge. Der überschwängliche Optimismus deutet auf 
die wahren Ziele des Konjunkturpakets hin: nicht den Arbe-
iter_Innen soll geholfen, sondern die Wirtschaft stabilisiert 
werden.
Bidens Programm soll über Steuererleichterung Anreize für 
Unternehmen schaffen, die in die USA investieren. Gleichzeit-
ig sollen Strafsteuern Unternehmen abhalten, Arbeitsplätze 
ins Ausland zu verlagern. Es sollen ca. 1. Mio. neue Arbeit-
splätze in der Automobilindustrie geschaffen werden. Phar-
mazeutische Güter und Schutzausrüstung sollen in den USA, 
unabhängig von Internationalen Lieferketten hergestellt 
werden. Der Kern des Pakets verbleibt, bei allem Euphemis-
mus, in der Standort-nationalistischen „make America great 
again“ Logik. Es bleibt eine sozialliberale Mogelpackung mit 
grünem Anstrich.

So gut sich die Investitionen und 
die kurzfristigen Zahlungen auch 
anhören mögen, eine substantielle 
Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen in den USA wird auch dieses 
große Konjunkturprogramm nicht 
herbeizaubern. Hierfür braucht es 

eine schlagkräftige Kampagne der Gewerkschaften und der 
Unterdrückten, eine Bewegung, die sich für den Ausbau der 
Arbeiter_Innenrechte einsetzt. Das Recht auf gewerkschaftli-
che Organisierung, ein Recht auf Tarifverträge für alle Bes-
chäftigten wären die Grundlage für eine erfolgreiche Verbes-
serung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in den USA, um 
die Schwächen des Reformprogramms aufzuzeigen.

Eine kurzfristige Geldschwämme wird die tiefen strukturel-
len sozialen Probleme der USA nicht lösen. Die Spannungen 

traten im letzten Jahr vermehrt zutage. Spontane Massenak-
tionen bis hin zu militanter Selbstverteidigung, wie im Zuge 
der Black Lives Matter Proteste, sind ein Ausdruck dieser 
Spannungen. Nicht nur der strukturelle Rassismus, sondern 
auch die Lebenssituation prekär beschäftigter US-Amerikan-
er_Innen führen nicht nur zu spontaner Radikalität, sondern 
ebenso zur Notwendigkeit des Aufbaus einer revolutionären 
Arbeiter_Innenpartei.

Diese Bewegung muss eine flächendeckende kostenlose Ge-
sundheitsversorgung fordern, Maßnahmen gegen die ras-
ant anwachsende Wohnungslosigkeit ergreifen und sich 
entschlossen gegen Abschiebungen und für die Aufnahme 
aller Geflüchteten positionieren, die in den USA leben wollen. 
So kann die Regierung Bidens enttarnt werden, als Regierung 
des Kapitals. Jede Form der sozialen Befriedung verschleiert 
den Gegensatz der Interessen der reichsten und der prekär 
beschäftigten Amerikaner_Innen, deshalb muss sie im Kern 
kritisiert werden, während eigene Lösungsansätze präsenti-
ert werden. Die umfassenden Maßnahmen werden nicht von 
der Regierung Biden, werden von keiner Politikerin und kei-
nem Politiker der demokratischen oder der republikanischen 
Partei umgesetzt werden. Letztlich kann nur ein massiver 
Eingriff in den Reichtum der amerikanischen Bourgeoisie 
die sozialen Konflikte beseitigen. Dass die das nicht mit sich 
machen lässt und, dass das nicht mit den Republikanern und 
Demokraten zu machen ist verdeutlicht die Notwendigkeit des 
Aufbaus einer revolutionären Arbeiter_Innenpartei, die es 
schafft die sozialen Bewegungen unter sozialistischem Banner 
zu bündeln und anzuleiten.

Die neuen Schulden müssen finan-
ziert werden. Gerade Ressourcen-
konflikte mit dem imperialistischen 
Hauptkonkurrenten China werden 

perspektivisch zu aggressiven Auseinandersetzungen führen. 
Dabei sind die Strafzölle, als eine Form wirtschaftlicher 
Kriegsführung, nicht das letzte Instrument im Repertoire der 
USA. Gerade im Hinblick auf Konflikte in halbkolonialen Staat-
en wird es zunehmende militärische Anfeindungen geben, die 
stellvertretend für einen direkten Konflikt zwischen den USA 
und China stehen. Bidens antichinesische Rhetorik auf inter-
nationaler Ebene. Mitte letzten Monats bekräftigte Biden die 
Sicherheitsgarantie für Japan unter Verweis auf die Möglich-
keit des Einsatzes Atomarer Waffen (näheres zum Konflikt im 
Ostchinesischen Meer findet sich auf unserer Homepage).

Allgemein wird sich der Druck auf Halbkolonien erhöhen. 
Deren Verschuldung wird weiter vorangetrieben werden, die 
eh schon dürftigen Hilfszahlungen werden wahrscheinlich re-
duziert. Die rassistische Einwanderungspolitik der USA wird 
weiterhin Millionen Menschen die Perspektive auf ein zu-
mindest halbwegs sicheres Leben verwehren.

Möglicherweise wird dieses Konjunkturprogramm andere im-
perialistische Länder oder Blöcke in Zugzwang bringen, deren 
Wirtschaft über kurzfristige Schuldenfinanzierung zu stabi-
lisieren. Dabei müssen wir den Charakter dieser Programme 
stets offenlegen. Nicht die Wirtschaft und nicht die individu-
ellen Kapitalist_Innen müssen gerettet werden. Nein! Deren 
Kapital muss genutzt werden die vielen Krisen, des Gesund-
heitssystems, der Umwelt und die vielfältigen sozialen Krisen 
abzuwenden!

Wohlwollen-
de Sozialpolitik 
oder Notwendige 
Beschwichti-
gungsversuche?

Internationale 
Dimension
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einen einzelnen Lehrer, gegen den man sich auflehnt. Daher 
müssen wir uns organisieren und zusammentun, mit einem 
Appell: Wir brauchen eine Bildungsbewegung!

Wenn man politisch aktiv ist, dann 
kommt es einem manchmal so vor als 
käme man immer nur in ganz kleinen 

Mäuseschritten voran und so wird man, da Rückschläge und 
Krisen stets bevorstehen, niemals zu einer freien Gesellschaft 
kommen. Dann ändern sich die Zeiten aber plötzlich und eh 
man sich versieht sind Millionen von Jugendlichen für Klim-
agerechtigkeit auf der Straße.
Das liegt daran, dass die Probleme und Widersprüche in die-
sem System zwar permanent existieren, uns allen aber ein Be-
wusstsein anerzogen wird, das diese Probleme ignoriert oder 
sie als unüberwindbare Tatsachen, die man zu akzeptieren 
hat, darstellt. Wenn jedoch beispielsweise Krisen ausbrechen, 
werden die Widersprüche derart zugespitzt, dass es für viele 
unmöglich wird, sie noch weiter zu ignorieren oder zu akzep-
tieren. In solchen Situationen sprechen wir von einer Bewe-
gung, und Fridays for Future ist eigentlich ein gutes Beispiel 
dafür.  Aber nicht nur die Umwelt kann Massen an Jugendli-
chen mobilisieren: Vor gut 10 Jahren gab es auch in der Bil-
dungsfrage eine große Bewegung in Deutschland (für Ungläu-
bige hat die faz ein paar Bilder geknipst, https://www.faz.
net/aktuell/gesellschaft/schuelerproteste-bildungsblock-
aden-einreissen-1731268.html, Seite 9 für den Revo-Block :D), 
die nicht nur in der Größe ihrer Mobilisierungen beeindruck-
end war, sondern auch was die Radikalität ihrer Forderungen 
und den Grad der Organisierung anging.

Erst mit einer Bewegung können überhaupt Forderungen 
auch umgesetzt werden, andernfalls bleiben sie ungehörte 
Appelle. Natürlich werden auch einer Bewegung nicht immer 
alle Wünsche vom Weihnachtsmann erfüllt. Wenn strategis-
che Fehler gemacht werden, kann die Dynamik einer Bewe-
gung auch wieder verebben, ohne dass sich wirklich etwas 
geändert hat, auch das haben wir bei FFF gesehen. Es werden 
zwar Leute in die Aktivität gezogen, dass dann die richtige 
Strategie entwickelt wird ist aber kein Automatismus, sondern 
bedarf einer bewussten Auseinandersetzung auf der Grund-
lage von Kritik- und Propagandafreiheit. Hier einzugreifen, 
darin besteht die Aufgabe von Revolutionär_Innen. Die Bewe-
gung selbst ist also nicht hinreichend für Veränderung, not-
wendig ist sie aber in jedem Fall.

Wenn für eine Sache Massen aktiv 
werden sollen, dann muss diese Sa-
che überhaupt erst einmal präsent 
sein in den Köpfen der Massen. In der 
Klimafrage war das nicht so schw-
er, da kaum jemand ernst zu neh-

mendes noch bestreitet, dass die kommenden Generationen 
von Katastrophen überrollt werden, wenn die Zerstörung 
unserer Lebensgrundlage weiter so fortschreitet wie bisher 
und die Frage wird mittlerweile auch in der Schule immer 
ausführlicher behandelt. Für Kritik am Bildungssystem ist in 
der Schule zwar nicht so viel Raum, dafür hat aber die Coro-
na- rise Probleme wie überfüllte Klassen, Lehrkräftemangel, 

räudige Schulklos und Gebäude, Prüfungszwang und Unter-
finanzierung unleugbar ins Licht gezerrt. Ebenso ist der On-
line-Unterricht für Viele unerträglich. Das Potential, um eine 
Bildungsbewegung aufzubauen, ist also vorhanden.

Aktionstage #fürgerechteBil-
dung sind eine sehr gute Idee. 
Man hat eine konkrete Aktion, 
zu der man die Schüler_Innen 
mobilisieren kann. Die Mobilis-
ierung dient außerdem immer 
als Gelegenheit zur Vernetzu-
ng und Diskussion, sowie als 

Gradmesser der eigenen Stärke. Während wir von Schule zu 
Schule gehen, plakatieren, flyern und unzählige Diskussion 
führen, die Missstände immer wieder aufs Neue erklären, soll-
ten wir aber eins nicht vergessen: Es gibt bereits eine große 
Anzahl an Jugendlichen, die erkannt haben, dass sich etwas 
ändern muss und sich daher einer Jugendorganisation ang-
eschlossen haben, welche sich diese Veränderung auf die Fah-
nen schreibt. Allein [‘solid] und die JuSos haben zusammen 
knapp 100.000 Mitglieder. Und beide Gruppen haben in Sonn-
tagsreden durchaus den Anspruch formuliert sich für eine 
bessere Bildung im Sinne der Schüler_Innen einzusetzen, wie 
auch SPD und Linkspartei den Anspruch haben das Interesse 
der Lohnarbeiter_Innen zu vertreten. Das Problem ist nur, 
die Führungen dieser reformistischen Organisationen haben 
kein Interesse daran ihre Mitgliedschaft wirklich zu mobilis-
ieren. Für sie geht es an erster Stelle nicht selten darum die 
eigene Karriere in der Partei voranzutreiben, um es sich selbst 
später einmal nett einzurichten, während man hauptberu-
flich faule Kompromisse mit den Herrschenden aushandelt. 
Ganz ähnlich gestaltet es sich bei Berufsschulen und Unis den 
meisten Gewerkschaften bzw. Gewerkschaftsjugenden, die 
ja ganz öffentlich zur Sozialpartner_Innenschaft und zu rein 
ökonomischen Streiks, ohne deren politische Hintergründe 
zu beachten, aufrufen. All das ändert aber nichts daran, dass 
ihre Basis unter den gleichen Missständen leidet wie wir und 
diese auch sehen kann. Wenn wir es also schaffen durch un-
sere Mobilisierung, und z.B. durch öffentliche Aufrufe, diese 
Basis in Bewegung zu bringen, so ist auch die Führung zur 
Handlung gezwungen, will sie nicht ihr noch verbliebenes 
bisschen Legitimität verspielen. Das Selbe gilt bei der Auswei-
tung an die Unis bzw. Berufsschulen ebenso für den SDS und 
in geringerem Maße für die SDAJ (Jugendorganisation der 
DKP (Deutsche kommunistische Partei, entgegen des Namen 
eher programmatisch reformistisch), die auch mal ihre paar 
hundert Mitglieder auf die Straße bringen könnte.

Ein Fehler, der nicht nur bei FFF, 
sondern immer wieder gemacht 
wird: Man holt die Leute für den Ak-
tivismus aus der Schule heraus und 
bringt sie auf die Straße, in Plena, in 

Freiräume. Diese Tendenz ist sehr gut verständlich, da man 
ja nicht ohne Grund abgefuckt ist von der Schule und die 
Mitschüler_innen auch nicht immer nur cool sind. Trotzdem 
ist die Schule der Ort, an dem wir alle tagtäglich gezwungen 
sind anwesend zu sein, sie ist das unfreiwillige Zentrum un-
seres Lebens, würde es nicht Sinn ergeben sie auch zum Zen-
trum unseres Aktivismus zu machen? Es geht dabei auch dar-
um den Alltag zu politisieren, nur so können wirkliche Massen 
in Aktion gebracht werden. So eine Verankerung wirkt außer-

Erste Zutat: 
Gesellschaftliche 
Dynamik und 
Relevanz

Dritte Zutat: 
Verankerung an 
den Schulen

Zweite Zutat: 
Mobilisierungen und 
Druck auf [‘solid], 
JuSos und die 
Gewerkschaften/
-jugenden

Fortsetzung von der Rückseite

Was ist eine Be-
wegung?
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dem langfristiger über einzelne Kampagnen hinaus und kann 
die Keimzelle für demokratische Entscheidungsstrukturen 
sein. Für den Aufbau einer kleinen linken Schulgruppe gibt 
es viele Ansatzpunkte zum Beispiel: Mobilisierung für eine 
Aktion, Flyern, Diskussionsveranstaltung, Vollversammlung 
einberufen, die SV als Podium nutzen... (ein detaillierter Leit-
faden steht in o.a. Broschüre)

Spätestens bei der Finanzi-
erungsfrage wird klar, dass wir 
den Kampf nicht ganz ohne 
Verbündete gewinnen können. 
Sie fallen uns aber glücklicher-
weise in den Schoß. Beispiels-
weise sind die Lehrer_Innen in 
ähnlichem Maße wie wir Opfer 

der schlechten Corona-Politik, sie können, obwohl es man-
che_r Politiker_In nie geahnt hätte, nämlich auch an dem Vi-
rus sterben. Wenn man sich auch die Unabhängigkeit von den 
Lehrer_Innen bewahren sollte, kann es sich also schon lohnen, 
z.B. vorzuschlagen, dass man als Exkursion mit der ganzen 
Klasse/dem Kurs zum Aktionstag geht. Und gegenüber der 
Lehrer_Innengewerkschaft GEW sollten wir analog zum Punkt 
2 handeln. Ein bisschen allgemeiner liegt eine gerechte Bil-
dung eigentlich auch im Interesse der gesamten Arbeiter_In-
nenklasse, denn nur so können mündige und selbstbestimmte 
Menschen erzogen werden, wir sollten diese Verbindung aber 
selbst herstellen, z.B. indem wir Forderungen für die gesamte 
Klasse mit aufgreifen. Uns ist klar, dass es diesen Schulter-
schluss langfristig auch von unserer Seite braucht, denn eine 
wirkliche gerechte Bildung ohne Leistungsdruck, Konkur-
renz, Unterfinanzierung von Bildung und Erziehung zu ver-
wertbaren Untertanen des Kapitals ist im Kapitalismus nicht 
möglich. Deswegen ist es auch wichtig uns als Schüler_Innen 
mit der Arbeiter_Innenklasse international zu vernetzen und 
einen gemeinsamen Kampf gegen den Kapitalismus, als Grun-
dlage für Ausbeutung und Jugendunterdrückung zu führen.

Lasst uns nicht nur abstrakt kleine 
Aktionen vor Ort organisieren. 
Diese bleiben meist klein und 

führen eher zu Desillusionierung als zur Revolution. Lasst 
uns die Aktionen stattdessen aktiv ausweiten, um eine Bil-
dungsbewegung aufzubauen, die auf der Grundlage von Anti-
rassismus, Antisexismus, Antikapitalismus und den anderen 
Errungenschaften der Arbeiter_Innenklasse mit aller Kraft 
#fürgerechteBildung kämpft!

Servieren: Kurzes 
Abschlussplädoyer

Und ab in den Ofen 
und anheizen: 
Schulterschluss mit 
der Arbeiter_Innen-
klasse und 
Antikapitalismus



Man könnte diese Liste ewig weiter führen, und in un-
serer Broschüre “Schule im Kapitalismus” haben wir 
sie auch noch ein wenig weitergeführt, sowie mit einer 
Analyse ergänzt was eigentlich dahinter steht: http://
onesolutionrevolution.de/schularbeitsbroschuere/ .

Dass die Regierung das Bildungssystem zu unseren 
Gunsten reformieren wird, daran können wir leider spä-
testens seit G8 nicht mehr glauben, anscheinend han-
delt sie nämlich nach anderen Interessen als nach den 
unseren. Wir müssen die Sache also selber in die Hand 
nehmen. Klar ist, dass wir dabei als Kollektiv vorgehen 
müssen, denn 
alleine besteht 
man ja oft nicht 
einmal gegen 

Wie kommen wir 
zu einer 
Bildungsbewe-
gung?
Ein Backrezept
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“SCHOOL KILLS ARTISTS” steht an einer Wand in 
Berlin. Die meisten würden das sicherlich so un-
terschreiben und hätten ebenso sicherlich noch 
unzählige weitere Gründe hinzuzufügen, war-
um das Bildungssystem hier wirklich scheiße ist. 
Leistungsdruck, Verwertungszwang, unbändi-
ge Konkurrenz und giftiges Lernklima, dazu ras-
sistische, sexistische, queerfeindliche Unterricht-
sinhalte und ideologische Erziehung.


